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1 Zur Erstellung des vorliegenden Berichts zog der geldpolitische
Ausschuss Experten der Zentralbanken des Eurosystems heran.

Zusammenfassung

Im Jahr 2001 belief sich die Arbeitslosenquo-
te im Euro-Währungsgebiet auf 8,5 %, doch
gleichzeitig klagten die Unternehmen im Eu-
roraum über Schwierigkeiten bei der Beset-
zung von Stellen. Dieses Überangebot an Ar-
beitskräften bei gleichzeitig unbefriedigter
Nachfrage nach Arbeitskräften lässt darauf
schließen, dass das Eurogebiet nur unzurei-
chend in der Lage ist, das Arbeitskräfteange-
bot und die Nachfrage nach Arbeitskräften in
Einklang zu bringen. Effiziente Ausgleichspro-
zesse am Arbeitsmarkt sind aus folgenden
Gründen jedoch von erheblicher Bedeutung
für die Geldpolitik:

• Das Funktionieren des Arbeitsmarkts hat
Auswirkungen auf das wirtschaftliche Um-
feld, in dem die Geldpolitik durchgeführt
wird. Eine ineffiziente Allokation der Ar-
beitskräfte mindert das Produktionspoten-
zial und dämpft auf kurze Sicht das ohne
inflationäre Spannungen erreichbare
Wachstum. Werden die Arbeitsmärkte da-
hingehend flexibler, dass Angebot und
Nachfrage besser zusammengebracht wer-
den können, dürfte dies vorübergehend zu
einem höheren Potenzialwachstum der
Volkswirtschaft des Euroraums führen, bis
auch eine höhere Beschäftigungsquote er-
reicht ist.

• Engpässe am Arbeitsmarkt, die auf ineffizi-
ente Ausgleichsprozesse zurückzuführen
sind, können außerdem zu allgemeinen,
über die Zunahme der Arbeitsproduktivi-
tät hinausgehenden Lohnsteigerungen füh-
ren und somit preistreibend wirken. Allge-
mein ist davon auszugehen, dass effiziente-
re Ausgleichsprozesse auch das Risiko
mindern dürften, dass Konjunkturauf-
schwünge, der Strukturwandel und die zu
erwartenden demographischen Verände-
rungen im Euroraum zu einem Arbeitskräf-
temangel und einem Aufwärtsdruck auf
Löhne und Preise führen.

• Eine höhere Effizienz beim Arbeitsmarkt-
ausgleich im Euro-Währungsgebiet in Ver-
bindung mit einem erhöhten Maß an Lohn-

flexibilität dürfte die Reaktion der Löhne
und Preise auf geldpolitische Maßnahmen
beschleunigen und die kurzfristigen Aus-
wirkungen der Geldpolitik auf die Real-
wirtschaft abschwächen. Die verbesserte
kurzfristige Wechselwirkung zwischen In-
flation und Wachstum würde die Durch-
führung der stabilitätsorientierten Geldpo-
litik der Europäischen Zentralbank (EZB)
erleichtern.

• Effizient funktionierende Arbeitsmärkte
sind für die Teilnehmerländer der Wirt-
schafts- und Währungsunion (WWU) von
besonderer Bedeutung, da diese nicht mit
länderspezifischen geld- und wechselkurs-
politischen Maßnahmen auf asymmetrische
wirtschaftliche Schocks reagieren können.

Vor diesem Hintergrund verfolgt dieser Be-
richt, der vom geldpolitischen Ausschuss des
Europäischen Systems der Zentralbanken
(ESZB)1 erstellt wurde, das Ziel, statistische
Daten über den Ausgleichsprozess auf den
Arbeitsmärkten im Euroraum zusammenzu-
tragen und Maßnahmen zur Verbesserung die-
ses Prozesses zu erörtern.

Die bei den Ausgleichsprozessen zu verzeich-
nenden Veränderungen lassen sich deshalb
nur schwer beschreiben, weil die Daten, die
der Analyse zugrunde liegen, zum Teil sehr
unzureichend sind, und zwar sowohl hinsicht-
lich ihrer Qualität als auch ihrer Vergleich-
barkeit. Dies gilt insbesondere für die Anga-
ben zu den offenen Stellen, die nicht für alle
Euro-Länder vorliegen und dann auch nur ei-
nen Bruchteil der tatsächlichen freien Stellen
erfassen. Darüber hinaus hat sich der Erfas-
sungsgrad der Daten zu den offenen Stellen
im Berichtszeitraum in einigen Ländern ver-
ändert, wodurch die Vergleichbarkeit der Er-
gebnisse im Zeitverlauf gestört wird. Auch
werden die ebenfalls in diesem Bericht ver-
wendeten Daten zur Langzeitarbeitslosigkeit
durch statistische Probleme in einigen Län-
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dern beeinträchtigt. Deshalb müssen alle em-
pirischen Ergebnisse mit der erforderlichen
Vorsicht interpretiert werden, und aus dem-
selben Grund werden im vorliegenden Be-
richt keine vorschnellen Schlüsse gezogen.

Gegen Ende des vergangenen Jahrzehnts war
in fast allen Ländern des Eurogebiets eine
Verbesserung der Arbeitsmarktsituation so-
wohl hinsichtlich des Beschäftigungswachs-
tums als auch des Abbaus der Arbeitslosig-
keit zu beobachten, wenngleich in unter-
schiedlichem Ausmaß. Von 1997 bis 2001
nahm die Beschäftigung im Eurogebiet
mindestens ebenso rasch zu wie in den Ver-
einigten Staaten. Der starke zahlenmäßige und
prozentuale Rückgang der Langzeitarbeitslo-
sigkeit, der während des Konjunkturauf-
schwungs von 1997 bis 2000 in den meisten
Euro-Ländern und im Euroraum insgesamt zu
verzeichnen war, scheint ebenfalls auf eine
Entspannung an den Arbeitsmärkten gegen
Ende der Neunzigerjahre hinzudeuten. Allein
die Größenordnung des Rückgangs lässt wohl
darauf schließen, dass es sich nicht lediglich
um ein rein konjunkturelles Phänomen han-
delte. Gleichzeitig stand die Verknappung der
Arbeitskräfte zwischen 1997 bis 2000 offen-
bar im Zusammenhang mit zunehmenden qua-
lifikatorischen und regionalen Mismatches.
Dies deutet möglicherweise darauf hin, dass
sich die Struktur des Arbeitskräfteangebots
nur schwer an die veränderte Nachfrage nach
Arbeitskräften anpasste, die auf das zuneh-
mend von Wettbewerb geprägte globale Um-
feld und den raschen technologischen Wan-
del zurückzuführen war. Zwar schlugen sich
vorhandene Mismatches in Verbindung mit
der konjunkturbedingt angespannten Lage am
Arbeitsmarkt von 1997 bis 2000 womöglich
in bestimmten Sektoren und Regionen in ei-
nem Aufwärtsdruck auf die Löhne nieder,
doch übertrug sich dies nicht auf den gesam-
ten Euroraum, vor allem weil die Tarifpartei-
en im Großen und Ganzen Lohnzurückhal-
tung übten.

Betrachtet man die Neunzigerjahre insgesamt,
so zeigt die Analyse starke Unterschiede der
Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der of-
fenen Stellen zwischen den einzelnen Ländern,

was auf die beträchtliche Heterogenität der
Arbeitsmärkte im Eurogebiet hinweist. Bei ei-
nigen Ländern des Euro-Währungsgebiets
kann keine eindeutige Veränderung der Rela-
tion zwischen der Arbeitslosenquote und der
Quote der offenen Stellen, die mit Hilfe der
so genannten Beveridge-Kurve dargestellt
wird, festgestellt werden. Bei manchen Län-
dern ist eine Verschiebung der Beveridge-
Kurve nach außen zu beobachten, bei einem
Land eine Verschiebung nach innen. Für das
Eurogebiet insgesamt dürften diese heteroge-
nen Entwicklungen der einzelnen Ländern in
den Neunzigerjahren zu einer Verschiebung
der Beveridge-Kurve nach außen geführt ha-
ben, was teilweise auf eine Ausweitung der
qualifikatorischen und berufsbedingten Mis-
matches im Verlauf dieses Jahrzehnts zurück-
geführt werden könnte.

Die gezielten Arbeitsmarktreformen, die in
den Neunzigerjahren in den Euro-Ländern er-
griffen wurden, trugen während des Konjunk-
turaufschwungs von 1997 bis 2000 zum kräf-
tigen Beschäftigungswachstum und zum deut-
lichen Rückgang der Arbeitslosigkeit in vielen
Euro-Ländern bei. Dies vollzog sich trotz des
zunehmend von Wettbewerb geprägten glo-
balen Umfelds und des mit einer vermehrten
Nachfrage nach Fachkräften einhergehenden
technologischen Wandels. Beide Entwicklun-
gen verstärken in der Regel die negativen Fol-
gen bestehender Schieflagen am Arbeitsmarkt.
Es lässt sich nur schwer abschätzen, inwie-
weit diese Reformen die Lage am Arbeits-
markt verbessert haben, indem sie ein besse-
res Funktionieren der Arbeitsmärkte im All-
gemeinen gefördert oder dazu beigetragen
haben, dass es den Arbeitsmärkten besser
gelingt, insbesondere Arbeitslose und offene
Stellen zusammenzubringen. Gleichwohl las-
sen die erhobenen Daten darauf schließen,
dass in vielen Bereichen nach wie vor gravie-
rende Ungleichgewichte bestehen, die noch
reichlich Spielraum für eine Fortsetzung des
Reformprozesses am Arbeitsmarkt lassen. Je-
des Land sollte die grundlegenden Ursachen
dieser Ungleichgewichte erkennen und ent-
sprechende Maßnahmen ergreifen. Eine effizi-
entere Arbeitsvermittlung, flexiblere Löhne
und eine größere Lohndifferenzierung, ver-
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besserte schulische und berufliche Ausbildung
sowie lebenslanges Lernen, Reformen des
Steuer- und des Sozialleistungssystems, weni-
ger restriktive Kündigungsschutzbestimmun-
gen, flexiblere Arbeitszeiten sowie Maßnah-
men zur Erhöhung der Mobilität der Arbeits-
kräfte tragen jeweils zu einem effizienteren
Ausgleichsprozess und zu flexibleren Arbeits-
märkten bei. Zwar haben die Euro-Länder
dahingehend zweifellos gewisse Fortschritte
bei der Verbesserung des Funktionierens ih-

rer Arbeitsmärkte erzielt, doch waren viele
dieser Reformen nicht weitreichend genug
oder wurden erst vor Kurzem in Angriff ge-
nommen, sodass sie erst langsam Auswirkun-
gen zeigen. Die anhaltend hohe Arbeitslosen-
quote, die geringe Erwerbsbeteiligung und die
sich unterschiedlich entwickelnden Arbeits-
märkte im Euroraum lassen erkennen, dass
weiterhin ein großer Handlungsbedarf be-
steht.

1 Einleitung

Im Jahr 2001 belief sich die Arbeitslosenquo-
te im Euro-Währungsgebiet auf 8,5 %,1 doch
gleichzeitig klagten die Unternehmen im Eu-
roraum über Schwierigkeiten bei der Beset-
zung von Stellen. Dieses Überangebot an Ar-
beitskräften bei gleichzeitig unbefriedigter
Nachfrage nach Arbeitskräften lässt darauf
schließen, dass das Eurogebiet nur unzurei-
chend in der Lage ist, das Arbeitskräfteange-
bot und die Nachfrage nach Arbeitskräften in
Einklang zu bringen. Effiziente Ausgleichspro-
zesse am Arbeitsmarkt sind aus folgenden
Gründen jedoch von erheblicher Bedeutung
für die Geldpolitik:

• Das Funktionieren des Arbeitsmarkts hat
Auswirkungen auf das wirtschaftliche Um-
feld, in dem die Geldpolitik durchgeführt
wird. Eine ineffiziente Allokation der Ar-
beitskräfte mindert das Produktionspoten-
zial und dämpft auf kurze Sicht das ohne
inflationäre Spannungen erreichbare
Wachstum. Werden die Arbeitsmärkte da-
hingehend flexibler, dass Angebot und
Nachfrage besser zusammengebracht wer-
den können, dürfte dies vorübergehend zu
einem höheren Potenzialwachstum der
Volkswirtschaft des Euroraums führen, bis
auch eine höhere Beschäftigungsquote er-
reicht ist.

• Engpässe am Arbeitsmarkt, die auf ineffizi-
ente Ausgleichsprozesse zurückzuführen
sind, können außerdem zu allgemeinen,
über die Zunahme der Arbeitsproduktivi-
tät hinausgehenden Lohnsteigerungen füh-

ren und somit preistreibend wirken. Allge-
mein ist davon auszugehen, dass effiziente-
re Ausgleichsprozesse auch das Risiko min-
dern dürften, dass Konjunkturaufschwün-
ge, der Strukturwandel und die zu
erwartenden demographischen Verände-
rungen im Euroraum zu einem Arbeitskräf-
temangel und einem Aufwärtsdruck auf
Löhne und Preise führen.

• Eine höhere Effizienz beim Ausgleich an
den Arbeitsmärkten im Euro-Währungsge-
biet in Verbindung mit einem erhöhten Maß
an Lohnflexibilität dürfte die Reaktion der
Löhne und Preise auf geldpolitische Maß-
nahmen beschleunigen und die kurzfristi-
gen Auswirkungen der Geldpolitik auf die
Realwirtschaft abschwächen. Die verbes-
serte kurzfristige Wechselwirkung zwi-
schen Inflation und Wachstum würde die
Durchführung der stabilitätsorientierten
Geldpolitik der EZB erleichtern.

• Effizient funktionierende Arbeitsmärkte
sind für die WWU-Teilnehmerländer von
besonderer Bedeutung, da diese nicht mit
länderspezifischen geld- und wechselkurs-
politischen Maßnahmen auf asymmetrische
wirtschaftliche Schocks reagieren können.

1 Dieser Bericht wurde vor der Revision der Eurostat-Angaben zur
Arbeitslosigkeit, die erstmals am 5. Mai 2002 veröffentlicht wur-
de, erstellt. Nach der Revision wird die Arbeitslosigkeit im Euro-
Währungsgebiet im Jahr 2001 auf 8,3 % geschätzt. Alle in
diesem Bericht enthaltenen Zahlen sind noch nicht revidiert.
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Vor diesem Hintergrund haben Experten des
Eurosystems statistische Daten über den Aus-
gleichsprozess auf den Arbeitsmärkten im Eu-
roraum zusammengetragen und Maßnahmen
zur Verbesserung dieses Prozesses erörtert.

Im weiteren Verlauf gliedert sich der Bericht
wie folgt: Kapitel 2 erläutert den Rahmen, in
dem die Analyse des Ausgleichsprozesses am

Arbeitsmarkt vorgenommen wird, Kapitel 3
erörtert einige statistische Hinweise auf Ver-
änderungen des Ausgleichsprozesses und der
an den Arbeitsmärkten im Eurogebiet herr-
schenden Ungleichgewichte, und Kapitel 4 un-
tersucht die jüngsten Entwicklungen bei den
Arbeitsmarktreformen in den Ländern des
Euro-Währungsgebiets.

2 Analyserahmen: Der Ausgleichsprozess am Arbeitsmarkt

Der vorliegende Bericht befasst sich mit dem
Ausgleichsprozess am Arbeitsmarkt, d. h., er
untersucht, inwieweit der Arbeitsmarkt in der
Lage ist, Angebot und Nachfrage auf dem Ar-
beitsmarkt zusammenzubringen und somit für
Beschäftigung zu sorgen, indem Arbeitslose
wieder in den Arbeitsmarkt integriert und
offene Stellen besetzt werden. Hierbei wird
insbesondere auf Mismatches am Arbeits-
markt eingegangen, also auf eine Arbeits-
marktlage, bei der die Charakteristika der Ar-
beitslosen hinsichtlich Ausbildung, Beruf,
Wirtschaftszweig oder Region nicht den An-
forderungen der verfügbaren Stellen entspre-
chen.2

Die Zahl der Arbeitslosen und der offenen
Stellen wird durch unterschiedliche Schocks
in der Wirtschaft beeinflusst:

• Konjunkturschwankungen wirken sich direkt
auf die Lage am Arbeitsmarkt aus. Eine
rückläufige Gesamtnachfrage führt in der
Regel zu einer steigenden Zahl von Entlas-
sungen und Arbeitslosen und einer sinken-
den Anzahl an offenen Stellen in der ge-
samten Volkswirtschaft, wenngleich gewis-
se qualifikatorische und berufsbedingte
sowie sektorale und geographische Unter-
schiede auszumachen sind. Eine vermehrte
Gesamtnachfrage hätte den gegenteiligen
Effekt.

• Der strukturelle Wandel wirkt sich auf die
Zusammensetzung der Nachfrage nach Ar-
beitskräften mit den Merkmalen Ausbil-
dung, Beruf, Region oder Wirtschaftszweig
aus. So könnte sich ein struktureller Wan-

del infolge technologischen Fortschritts
oder von Veränderungen der Außenhan-
delsstruktur in einer rückläufigen Nachfra-
ge nach Arbeitskräften in bestimmten
Wirtschaftszweigen bzw. -regionen nieder-
schlagen, während er in anderen das Ge-
genteil bewirkt. Somit beeinflusst er die
Zahl der Arbeitslosen und der offenen Stel-
len in allen Sektoren bzw. Regionen (sekt-
oraler bzw. regionaler Mismatch). Er könn-
te auch zu unterschiedlichen Qualifikati-
onsprofilen bei Arbeitnehmern und offenen
Stellen führen (qualifikatorischer bzw. be-
rufsbedingter Mismatch).

• Veränderungen in der Struktur der Erwerbs-
bevölkerung können die Folge von demo-
graphischen Veränderungen und  einer ver-
änderten Erwerbsbeteiligung sein. Auch
können sich die Charakteristika der Er-
werbspersonen hinsichtlich Ausbildung, Be-
ruf oder regionaler Verteilung verändern.
Eine erhöhte Erwerbsbeteiligung von Frau-
en oder ein vermehrter Zustrom ausländi-
scher Arbeitskräfte dürfte sich in der
Struktur der Erwerbsbevölkerung nieder-
schlagen, wie auch eine rückläufige Er-

2 Solche Mismatches am Arbeitsmarkt können auf ein unzurei-
chendes Funktionieren der Arbeitsmarktinstitutionen sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb des Arbeitsmarkts (z. B. Bildungs-
und Ausbildungssysteme) zurückzuführen sein wie auch auf
individuelle Präferenzen und soziale Werte (z. B. den sozialen
Status einzelner Berufe). Die Bedeutung der letztgenannten
Aspekte sollte zwar nicht vergessen werden, doch befasst sich
dieser Bericht vorwiegend mit Ursachen im Zusammenhang mit
der Funktionsweise des Arbeitsmarkts.
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werbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer,
etwa aufgrund von (Vor-) Ruhestand oder
Erwerbsunfähigkeit.3

Ausmaß und Dauer der von diesen Schocks
ausgehenden Ungleichgewichte am Arbeits-
markt hängen davon ab, von welcher Art und
welchem Umfang diese sind und inwieweit
der Arbeitsmarkt in der Lage ist, sie abzufe-
dern. Hinsichtlich der Dauerhaftigkeit der Un-
gleichgewichte am Arbeitsmarkt kann die fol-
gende Unterscheidung getroffen werden:

• Arbeitsmarktungleichgewichte sind teil-
weise friktionell bedingt, da es eine gewis-
se Zeit dauert, eine Arbeitsstelle zu finden
oder offene Stellen zu besetzen. Arbeits-
suchende verfügen über nur unzureichen-
de Informationen über die angebotenen
Stellen, und den Unternehmen mit offenen
Stellen sind die geeigneten Bewerber nicht
hinreichend bekannt. Daher sind auch auf
gut funktionierenden Arbeitsmärkten in ge-
wissem Maße Arbeitslose und offene
Stellen vorzufinden. Dies ist zumindest auf
sehr kurze Sicht unvermeidbar. Hierauf zu-
rückzuführende Ungleichgewichte können
als friktioneller Mismatch am Arbeitsmarkt
bezeichnet werden. Seine Größenordnung
wird durch die Effizienz bei der Einholung,
Verarbeitung und Auswertung der erfor-
derlichen Informationen bei den  Arbeits-
losen wie auch bei den Arbeitgebern be-
stimmt.4

• Konjunkturbedingte Ungleichgewichte am
Arbeitsmarkt dürften nur vorübergehen-
der Natur sein. Gleichwohl können Verän-
derungen bei der Arbeitslosigkeit und den
offenen Stellen, die auf temporäre Einflüs-
se zurückzuführen sind, dauerhafte Wir-
kungen haben. Dies ist umso wahrscheinli-
cher, je schwerfälliger sich der Arbeits-
markt an die neuen Gegebenheiten
anzupassen vermag. Bei schwerfälligen Aus-
gleichsprozessen erreicht die Arbeitslosig-
keit bei einem Konjunkturaufschwung
möglicherweise nicht mehr ihr Ausgangs-
niveau, sondern verharrt beispielsweise auf
einem höheren Stand als zuvor, weil das
Humankapital im Verlauf der Anpassungs-

phase an Wert verloren hat (das so ge-
nannte Hysterese-Phänomen). Somit kann
eine dauerhafte Arbeitslosigkeit zu einer
veränderten Struktur der Erwerbsbevölke-
rung und zu fehlenden Übereinstimmungen
zwischen offenen Stellen und Arbeitslosen
führen.

• Der Einfluss des strukturellen Wandels auf
Mismatches am Arbeitsmarkt ist in der Re-
gel von längerer Dauer, da sich die beste-
hende Struktur des Arbeitskräfteangebots
erst nach einer gewissen Zeit an die verän-
derten Anforderungen auf der Nachfrage-
seite hinsichtlich Ausbildung, Beruf, Sektor
und Region anpasst. So erfordert
beispielsweise die Anpassung der tatsäch-
lich vorhandenen und künftigen Kenntnisse
und Fertigkeiten der Erwerbspersonen an
eine veränderte Nachfrage nach Arbeits-
kräften durch verstärkte Aus- und Fortbil-
dung viel Zeit. Auch Veränderungen bei
der Zusammensetzung der Erwerbsbevöl-
kerung wirken sich in der Regel nachhal-
tiger auf Arbeitsmarktungleichgewichte
aus.

Der Ausgleichsprozess am Arbeitsmarkt hängt
entscheidend von einer flexiblen Lohnfindung
ab, bei der sich Konjunkturschwankungen,
struktureller Wandel sowie Änderungen der
Zusammensetzung der Erwerbsbevölkerung in
ausreichend differenzierten Lohnanpassungen
niederschlagen. Ebenso hängt er von Arbeits-
marktinstitutionen ab, die Einfluss auf die An-
reize und die Befähigung der Wirtschaftssub-

3 Der Einfluss von Veränderungen bei der Zusammensetzung der
Erwerbsbevölkerung auf Mismatches zwischen offenen Stellen
und Arbeitslosen hängt auch von der Konjunkturlage ab. So
dürfte eine Zunahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen in der
Regel eine geringere Auswirkung auf die Arbeitslosigkeit und
damit auf die Mismatches haben, je mehr sie eine Angebotsre-
aktion auf eine höhere Nachfrage nach Arbeitskräften im Rah-
men eines Konjunkturaufschwungs darstellt.

4 Darüber hinaus wird das Einstellungsverhalten von Unterneh-
men tendenziell auch durch die Striktheit der Kündigungsschutz-
bestimmungen beeinflusst (siehe Kapitel 4). Ein hohes Maß an
Kündigungsschutz dürfte auch die Besetzung offener Stellen
erschweren.
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jekte nehmen.5 So dürfte beispielsweise eine
im Verhältnis zu den Lohneinkünften großzü-
gig bemessene Arbeitslosenunterstützung die
Anreize zur Stellensuche verringern und so-
mit die Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt
verschärfen.

Die empirische Untersuchung in Kapitel 3 be-
fasst sich vorwiegend mit Veränderungen hin-
sichtlich des Ausmaßes und der Dauerhaftig-
keit der Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt.
Eine umfassende Beurteilung des Funktionie-
rens und der Effizienz des Ausgleichsprozes-
ses sprengt jedoch den Rahmen des vorlie-
genden Berichts. Eine solche Beurteilung wird
nämlich dadurch erschwert, dass es kaum
möglich ist, die verschiedenen Schocks, die
diesen Veränderungen zugrunde liegen, zu
entflechten. So könnte beispielsweise die Zahl
der Arbeitslosen und der offenen Stellen bei
gleich bleibender Effizienz des Ausgleichspro-
zesses einfach aufgrund breiterer Ströme von
Arbeitskräften infolge eines wirtschaftlichen
Schocks steigen.6 Dieser Zusammenhang
könnte mit Hilfe einer Matching-Funktion ge-
nauer untersucht werden, d. h. einer Art Pro-
duktionsfunktion, die die Effizienz des Aus-
gleichsprozesses anhand der Neueinstellun-
gen im Verhältnis zur Zahl der Arbeitslosen
und der offenen Stellen ermittelt.7 Die vorlie-
gende Studie nimmt jedoch keine Schätzun-
gen von Matching-Funktionen vor, da nicht
für alle Euro-Länder ausreichende Daten über
die Veränderung der Arbeitslosenzahlen, der

offenen Stellen und der Beschäftigung vorlie-
gen. Stattdessen untersucht die nachfolgende
empirische Analyse sowohl die allgemeine Ar-
beitsmarktsmarktentwicklung als auch eine
Reihe von Mismatch-Indikatoren. Damit soll
ein umfassendes und differenziertes Bild der
Ausgleichsprozesse in den Euro-Ländern ge-
zeichnet werden – ein erster Schritt hin zu
einem besseren Verständnis der Funktions-
weise der Arbeitsmärkte im Euro-Währungs-
gebiet und der Effizienz der Ausgleichspro-
zesse.

5 Siehe auch Blanchard und Wolfers (2000). Sie zeigen, dass der
Anstieg der Arbeitslosigkeit in Europa im Zeitverlauf sowie die
heterogene Entwicklung der Arbeitslosigkeit in den Ländern der
Europäischen Union (EU) teilweise durch das Zusammenwirken
von bestimmten Arbeitsmarktinstitutionen mit konjunkturellen
und strukturellen Schocks zu erklären ist. Sie kommen zu dem
Ergebnis, dass konjunkturelle und strukturelle Schocks zwar
zum allgemeinen Anstieg der Arbeitslosigkeit beitragen, die hete-
rogene Entwicklung der Arbeitslosigkeit aber in gewissem Maße
auf das Zusammenwirken unterschiedlicher nationaler Arbeits-
marktinstitutionen mit diesen Schocks zurückzuführen sein
dürfte.

6 Die Anzahl der auf offene Stellen vermittelbaren Arbeitslosen
dürfte mit zunehmender Anzahl von Arbeitslosen und offenen
Stellen in einer Volkswirtschaft steigen, da sich die Wahrschein-
lichkeit, geeignete Bewerber für unbesetzte Stellen zu finden,
mit der Anzahl der zur Auswahl stehenden Bewerber erhöht.

7 Siehe auch Blanchard und Diamond (1989). Die Matching-
Funktion H=a·E(U,V) misst die Effizienz des Ausgleichsprozes-
ses an der Zahl der Neueinstellungen (H) bezogen auf die Höhe
der Arbeitslosigkeit (U) und die Zahl der offenen Stellen (V). H
nimmt sowohl mit U als auch mit V zu, a ist der Effizienzpara-
meter, und die Form der Funktion E(.) zeigt an, ob die Matching-
Funktion konstante, steigende oder sinkende Matching-Skalen-
erträge aufweist.
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3 Entwicklung der Mismatches am Arbeitsmarkt der Euro-Länder

8 Viele Zeitreihen beginnen mit dem Jahr 1992. Der Beginn des
letzten Wirtschaftsaufschwungs ist in den Ländern des Euro-
raums unterschiedlich anzusetzen. In Frankreich setzte er
beispielsweise bereits 1990 ein.

9 Gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, in denen
die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse genauer erfasst wer-
den, und Berechnungen der Bundesbank nahm die Erwerbsbe-
teiligung in Deutschland im Berichtszeitraum von 74 % auf
74,7 % zu.

10 Nach Angaben des IWF (2001) nahm die Beschäftigung im
Euroraum von 1998 bis 2000 um 5,3 % zu, gegenüber 4,3 % in
den Vereinigten Staaten. Von 1997 bis 2001 betrug der Be-
schäftigungszuwachs im Euro-Währungsgebiet 7,2 %, verglichen
mit 6,4 % in den Vereinigten Staaten.

Im nachfolgenden Kapitel sollen das Ausmaß
und die Entwicklung der Mismatches am Ar-
beitsmarkt der Euro-Länder seit der letzten
Hochkonjunkturphase zu Beginn der Neun-
zigerjahre untersucht werden.8 Hierzu wer-
den zunächst Daten zur allgemeinen Arbeits-
marktsmarktentwicklung (Erwerbsbeteiligung,
Beschäftigung, umfassende Arbeitslosenquo-
ten und Quoten der offenen Stellen) vorge-
legt und die Entwicklung der Arbeitslosigkeit
und der offenen Stellen hinsichtlich ihrer Dau-
er untersucht. Es folgt eine Analyse der Mis-
match-Indikatoren wie etwa der Beveridge-
Kurven, die die Arbeitslosigkeit mit den offe-
nen Stellen in Beziehung setzen, sowie
spezifischer (qualifikatorischer und berufsbe-
zogener sowie regionaler) Mismatch-Indika-
toren, die auf disaggregierter Ebene Hinweise
auf das Ausmaß der bestehenden Ungleichge-
wichte zwischen Angebot und Nachfrage auf
dem Arbeitsmarkt ergeben.

Die bei den Ausgleichsprozessen zu verzeichnen-
den Veränderungen lassen sich deshalb nur
schwer beschreiben, weil die Daten, die der Ana-
lyse zugrunde liegen, zum Teil sehr unzureichend
sind, und zwar sowohl hinsichtlich ihrer Qualität
als auch ihrer Vergleichbarkeit. Dies gilt
insbesondere für die Angaben zu den offenen
Stellen, die nicht für alle Euro-Länder vorliegen
und dann auch nur einen Bruchteil der tatsächli-
chen freien Stellen erfassen. Darüber hinaus hat
sich der Erfassungsgrad der Daten zu den offe-
nen Stellen im Berichtszeitraum in einigen Län-
dern verändert, wodurch die Vergleichbarkeit der
Ergebnisse im Zeitverlauf gestört wird. Auch wer-
den die ebenfalls in diesem Bericht verwendeten
Daten zur Langzeitarbeitslosigkeit durch statisti-
sche Probleme in einigen Ländern, z. B. in
Deutschland (siehe Anhang 3), beeinträchtigt.
Deshalb müssen alle empirischen Ergebnisse mit
der erforderlichen Vorsicht interpretiert werden,
und aus demselben Grund werden im vorliegen-
den Bericht keine vorschnellen Schlüsse gezogen.

3.1 Allgemeine Entwicklung der Ar-
beitsmärkte im Euro-Währungsgebiet
im Verlauf der Neunzigerjahre

Erwerbsbeteiligung

Wie aus Tabelle 1 hervorgeht, ging die Er-
werbsbeteiligungsquote für das gesamte Euro-
Währungsgebiet von 1991 bis 1994 zurück,
stieg von 1994 bis 1997 leicht an und nahm
während des Konjunkturaufschwungs von
1997 bis 2000 relativ stark zu. Im Jahr 2000
war die Quote für den Euroraum um 1,3 Pro-
zentpunkte höher als 1991. Im Zeitraum von
1990 bis 2000 war der stärkste Anstieg der
Erwerbsbeteiligung in Belgien, Irland und den
Niederlanden zu verzeichnen. Lediglich in
Deutschland war die Quote von 1991 bis
2000 rückläufig. Dies war hauptsächlich auf
die Umstellung der ostdeutschen Erwerbsbe-
teiligung von der Planwirtschaft auf die Markt-
wirtschaft zurückzuführen. Die Entwicklung
der Erwerbsbeteiligung in Westdeutschland
entsprach im Großen und Ganzen den übri-
gen westeuropäischen Ländern.9

Beschäftigung

Aus Tabelle 2 wird ersichtlich, dass die Be-
schäftigung im Euroraum von 1991 bis 1994
rückläufig war, dann bis 1997 anstieg und von
1997 bis 2000 stark zunahm. Nach Angaben
des IWF (2001) fiel das Beschäftigungswachs-
tum im Euro-Währungsgebiet im Zeitraum
von 1998 bis 2000 und 1997 bis 2001 sogar
höher aus als in den Vereinigten Staaten.10
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Tabelle 2
Beschäftigung

Durchschnittliche Jahreswachstumsrate

Land 1990–2000 1990–1994 1994–1997 1997–2000

Belgien 1,3 0,8 0,8 2,3

Deutschland a) -0,2 -1,1 -0,5 1,0

Griechenland 0,6 0,4 0,6 1,0

Spanien 1,4 -1,7 2,8 4,4

Frankreich 0,7 -0,2 0,7 1,8

Irland 4,1 1,7 4,5 6,9

Italien -0,1 -1,4 0,0 1,5

Luxemburg 1,4 1,1 1,0 2,3

Niederlande 2,3 1,7 2,3 3,1

Österreich b) - - -0,8 0,7

Portugal 0,4 -1,1 0,1 2,8

Finnland b) - - 2,7 3,8

Euro-Währungsgebiet a) 0,5 -1,1 0,7 1,8

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung) und EZB-Berechnungen.
a)  Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet ab 1991.
b) Österreich und Finnland traten 1995 der EU bei. Deshalb liegen für die Jahre 1990 bis 1994 keine Eurostat-Angaben vor.

Höhe Veränderung in Prozentpunkten

Land 1990 2000 1990–2000 1990–1994 1994–1997 1997–2000

Belgien 58,7 65,2 6,5 3,0 0,9 2,6

Deutschland a) 71,7 71,0 -0,7 -0,8 -0,3 0,4

Griechenland 59,1 63,0 3,9 0,4 1,3 2,2

Spanien 58,7 63,7 5,0 0,9 1,2 2,9

Frankreich 67,1 68,8 1,7 0,3 0,6 0,8

Irland 60,7 67,5 6,8 1,1 1,1 4,6

Italien 59,8 59,9 0,1 -2,3 0,2 2,2

Luxemburg 60,1 64,1 4,0 2,2 -0,8 2,6

Niederlande 66,2 74,9 8,7 2,5 2,8 3,4

Österreich b) - 71,3 - - -0,6 0,4

Portugal 68,8 71,0 2,2 -1,2 0,6 2,8

Finnland b) - 76,8 - - 0,7 4,0

Euro-Währungsgebiet a) 67,3 68,6 1,3 -0,6 0,4 1,5

Quellen: Eurostat und EZB-Berechnungen.
Anmerkung: „-“ bedeutet, dass keine Daten vorliegen.
a) Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet ab 1991.
b) Österreich und Finnland traten 1995 der Europäischen Union (EU) bei. Deshalb liegen für die Jahre 1990 bis 1994 keine

Eurostat-Angaben vor.

Tabelle 1
Erwerbsbeteiligung
(Erwerbspersonen in % der Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren)

Während also gegen Ende der Neunzigerjah-
re im gesamten Eurogebiet ein relativ kräfti-
ger Beschäftigungszuwachs zu verzeichnen
war, wichen die Entwicklungen in den einzel-
nen Euro-Ländern erheblich voneinander ab.
Im Zeitraum von 1997 bis 2000 war beim
durchschnittlichen jährlichen Beschäftigungs-

wachstum eine Spannweite von 6,9 % in Ir-
land bis 1,0 % in Deutschland und Griechen-
land und 0,7 % in Österreich zu verzeichnen.
Wie Tabelle 3 verdeutlicht, ging die Beschäf-
tigungszunahme im letzten Jahrzehnt in vielen
Euro-Ländern mit einem kräftigen Zuwachs
der Teilzeitbeschäftigung einher.
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Höhe Veränderung in Prozentpunkten

Land 1990 2000 1990–2000 1990–1994 1994–1997 1997–2000

Belgien 10,9 17,4 6,5 1,9 1,9 2,7

Deutschland a) 15,2 19,4 4,2 0,6 1,7 2,0

Griechenland 4,1 4,6 0,5 0,7 -0,2 0,0

Spanien 4,9 8,2 3,2 2,0 1,3 0,0

Frankreich 11,9 16,9 5,0 2,9 1,9 0,1

Irland 8,1 16,8 8,7 3,2 1,0 4,5

Italien 4,9 8,8 4,0 1,3 0,9 1,8

Luxemburg 7,0 11,3 4,3 0,9 0,4 3,0

Niederlande 31,6 41,2 9,6 4,8 1,5 3,3

Österreich b) - 17,0 - - 1,1 2,0

Portugal 5,9 10,7 4,8 2,1 1,9 0,8

Finnland b) - 12,2 - - -0,3 0,8

Euro-Währungsgebiet a) 11,2 16,5 5,3 2,4 1,5 1,4

Tabelle 3
Teilzeitbeschäftigung
(Teilzeitbeschäftigte in % der Beschäftigten insgesamt)

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung) und EZB-Berechnungen.
a) Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet ab 1991.
b) Österreich und Finnland traten 1995 der EU bei. Deshalb liegen für die Jahre 1990 bis 1994 keine Eurostat-Angaben vor.

Arbeitslosigkeit insgesamt

Wie Tabelle 4 zeigt, stieg die Arbeitslosen-
quote im Euro-Währungsgebiet kräftig von
8,1 % im Jahr 1991 auf 11,5 % im Jahr 1994 an
und blieb dann bis 1997 weitgehend unverän-

dert. Von 1997 bis 2000 ging sie deutlich
zurück und belief sich im Jahr 2000 auf 8,9 %.
Ende 2000 war sie jedoch noch immer
0,8 Prozentpunkte höher als 1991. Dahinter
verbergen sich recht unterschiedliche Ent-
wicklungen in den einzelnen Euro-Ländern:

Höhe Veränderung in Prozentpunkten

Land 1990 2000 1990–2000 1990–1994 1994–1997 1997–2000

Belgien 6,7 7,0 0,3 3,3 -0,6 -2,4

Deutschland a) 5,6 7,9 2,3 2,8 1,5 -2,0

Griechenland 6,4 11,1 4,7 2,5 0,9 1,3

Spanien 16,2 14,1 -2,1 7,9 -3,3 -6,7

Frankreich 9,0 9,6 0,7 3,4 0,0 -2,7

Irland 13,4 4,2 -9,2 0,9 -4,5 -5,6

Italien 9,0 10,5 1,5 2,2 0,6 -1,3

Luxemburg 1,7 2,4 0,8 1,5 -0,5 -0,3

Niederlande 6,2 2,8 -3,3 1,0 -1,9 -2,4

Österreich 3,0 3,7 0,7 0,8 0,6 -0,7

Portugal 4,8 4,1 -0,7 2,1 -0,1 -2,7

Finnland 3,2 9,7 6,5 13,4 -3,9 -3,0

Euro-Währungsgebiet a) 8,1 8,9 0,8 3,4 0,0 -2,5

Tabelle 4
Arbeitslosenquote
(Arbeitslose in % der Erwerbspersonen)

Quellen: Eurostat und EZB-Berechnungen.
a) Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet ab 1991.
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• Im Jahr 1990 war bei der Arbeitslosenquo-
te eine Spannweite von 1,7 % in Luxem-
burg bis 16,2 % in Spanien zu verzeichnen.
Im Zeitraum von 1990 bis 1994 nahm sie
in allen Ländern des Eurogebiets zu, wenn
auch in unterschiedlichem Maße. So er-
höhte sich die Arbeitslosenquote in Finn-
land um 13,4 Prozentpunkte auf 16.6 %, in
Österreich hingegen nur um 0,8 Prozent-
punkte auf 3,8 %.

• Zwischen 1994 und 1997 stieg die Arbeits-
losenquote in Deutschland, Griechenland,
Italien und Österreich weiter an,
wenngleich der Anstieg in manchen Län-
dern nur gering ausfiel. In Frankreich und
Portugal blieb sie hingegen weitgehend un-
verändert, und in Belgien, Spanien, Irland,
Luxemburg, den Niederlanden und Finn-
land war sie sogar rückläufig.

• Von 1997 bis 2000 ging die Arbeitslosig-
keit in allen Euro-Ländern mit Ausnahme
Griechenlands zurück, wenn auch unter-
schiedlich stark. Im Jahr 2000 lag die Ar-
beitslosenquote in Spanien, Irland, den Nie-
derlanden und Portugal unter ihrem Stand
von 1990, während sie in den übrigen Län-
dern des Euroraums darüber lag.

Höhe Veränderung in Prozentpunkten

Land 1990 2000 1990–2000 1990–1994 1994–1997 1997–2000

Belgien 0,5 1,3 0,8 0,0 0,1 0,7

Deutschland a) 1,1 1,4 0,3 -0,3 0,2 0,5

Griechenland 0,5 0,2 -0,3 -0,2 -0,2 0,1

Spanien 0,3 0,5 0,1 -0,2 0,2 0,1

Luxemburg 0,1 0,8 0,7 0,1 0,4 0,2

Niederlande 1,5 2,1 0,6 -0,9 0,5 1,0

Österreich 1,4 0,9 -0,5 -0,6 -0,3 0,4

Portugal 0,2 0,2 0,0 -0,1 0,1 0,0

Finnland b) 1,0 0,6 -0,5 -0,7 0,3 0,0

Euro-Währungsgebiet a), c) 0,8 1,2 0,4 -0,3 0,2 0,5

Tabelle 5
Quote der offenen Stellen
(offene Stellen in % der Erwerbspersonen)

Quellen: NZBen, Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) und EZB-Berechnungen.
Anmerkung: Für Frankreich, Irland und Italien liegen von den Arbeitsämtern keine Angaben zu offenen Stellen vor.
a) Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet ab 1991.
b) Angaben für Finnland bis 1999.
c) Gewogener Durchschnitt der Länder, für die Daten vorliegen.

Offene Stellen

Aus Tabelle 5 geht hervor, dass die Quote
der offenen Stellen (definiert als die Anzahl
der offenen Stellen in Prozent der Erwerbs-
personen) sehr niedrig ist und im gesamten
Euro-Währungsgebiet im Jahr 2000 lediglich
bei gut 1 % lag. Die Quote der offenen Stel-
len im Eurogebiet (ohne Frankreich, Irland
und Italien) nahm von 1991 bis 1994 ab, stieg
dann von 1994 bis 1997 leicht an und nahm
von 1997 bis 2000 relativ stark zu. Im Jahr
2000 war sie höher als 1991. Bei der Inter-
pretation dieser Daten ist jedoch zu beach-
ten, dass die von den Arbeitsämtern stam-
menden Zahlen nur die gemeldeten offenen
Stellen erfassen, wobei Stellen mit hohen
Qualifikationsanforderungen relativ gesehen in
der Regel unter- und Stellenangebote mit ge-
ringen Qualifikationsanforderungen überre-
präsentiert sind. Zwar bedienen sich Arbeits-
lose bei der Stellensuche häufig der Arbeits-
ämter, doch weisen diese bei der
Stellenvermittlung häufig eine vergleichsweise
geringe Erfolgsquote auf. Außerdem vermit-
teln sie in der Regel Arbeitsplätze mit gerin-
ger Vergütung.11 All dies kann zu verzerrten

11 Siehe Addison und Portugal (1998).
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Schlussfolgerungen über den allgemeinen Aus-
gleichsprozesses am Arbeitsmarkt führen.

Dauer der Arbeitslosigkeit und Laufzeit der
offenen Stellen

Im Jahr 2000 machte die Kurzzeitarbeitslosig-
keit (definiert als Arbeitslosigkeit von weni-
ger als sechsmonatiger Dauer) etwa ein Drit-
tel der Gesamtarbeitslosigkeit im Euro-Wäh-
rungsgebiet aus (siehe Tabelle 6). Sie war in
Luxemburg, den Niederlanden, Österreich,
Finnland und, in geringerem Maße, in Frank-
reich und Irland besonders hoch. Dies könn-
te darauf hindeuten, dass ein erheblicher Teil
der Arbeitslosigkeit in diesen Ländern friktio-
nell bedingt und nicht von Dauer ist.

Tabelle 6 lässt erkennen, dass die Quote der
Langzeitarbeitslosen für das Euro-Währungs-

Anteil in % in % der Erwerbspersonen Veränderung des Anteils
(in Prozentpunkten)

2000 1990 1997 2000 1990–2000 1990–1997 1997–2000

Kurzzeit- 6 Monate Langzeit- Langzeitarbeitslosigkeit Langzeitarbeitslosigkeit
arbeits- bis 1 Jahr arbeits- (länger als 1 Jahr) (länger als 1 Jahr)
losigkeit losigkeit

(weniger als (länger als
Land 6 Monate) 1 Jahr)

Belgien 28,2 15,5 56,3 4,8 5,5 3,7 -10,7 -6,4 -4,3

Deutschland a) 32,4 16,1 51,5 1,6 4,9 4,0 20,7 19,3 1,3

Griechenland 26,5 17,1 56,4 3,6 5,5 6,4 6,9 6,2 0,7

Spanien 37,8 19,7 42,4 8,4 10,9 6,0 -8,6 0,7 -9,3

Frankreich 43,6 16,8 39,6 3,6 5,0 4,1 -0,1 -0,2 0,1

Irland b) 43,1 20,0 36,6 9,0 5,7 1,5 -28,5 -8,8 -19,7

Italien 22,4 16,3 61,3 6,7 8,2 6,7 -7,7 -2,6 -5,0

Luxemburg c) 56,0 18,8 25,3 - - 0,7 - - 5,7

Niederlande 53,5 13,8 32,7 3,5 2,5 0,8 -14,0 2,4 -16,4

Österreich d) 56,2 15,4 28,4 - 1,5 1,3 - - -0,1

Portugal 40,0 17,1 42,9 2,1 3,7 1,7 -1,5 11,3 -12,9

Finnland d) 58,9 16,5 24,6 - 4,4 2,7 - - -5,2

Euro-
Währungsgebiet a) 35,3 17,0 47,7 4,2 6,0 4,3 -1,1 2,1 -3,2

Tabelle 6
Dauer der Arbeitslosigkeit

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung) und EZB-Berechnungen.
a) Bei den Angaben für Deutschland und das Euro-Währungsgebiet werden die Angaben für 1990 näherungsweise auf der

Grundlage der Zahlen für 1991 berechnet.
b) Nationale Angaben (Central Statistical Office).
c) Nationale Angaben (Administration de l’Emploi), erst ab 1998 verfügbar. Die Zahlen stellen Jahresdurchschnitte dar und

beruhen auf den nationalen Arbeitslosenzahlen. Die Veränderung des Anteils der Langzeitarbeitslosen bezieht sich nur auf den
Zeitraum von 1998 bis 2000.

d) Österreich und Finnland traten 1995 der EU bei. Deshalb liegen für die Jahre 1990 bis 1994 keine Eurostat-Angaben vor.

gebiet im letzten Jahrzehnt weitgehend un-
verändert blieb. Der Anteil der Langzeitar-
beitslosen an den Arbeitslosen insgesamt ging
im selben Zeitraum um 1,1 Prozentpunkte zu-
rück, war aber mit 47,7 % im Jahr 2000 nach
wie vor sehr hoch. Von 1997 bis 2000 nahm
die Langzeitarbeitslosigkeit sowohl in absolu-
ter als auch in relativer Rechnung deutlich ab.

Hinter diesen Veränderungen bei der Lang-
zeitarbeitslosigkeit im Euroraum verbergen
sich ebenfalls recht unterschiedliche Entwick-
lungen in den einzelnen Ländern. Im Zeit-
raum von 1990 bis 1997 hat sich der Anteil
der Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland
und Portugal offenbar deutlich erhöht.12 Von

12 Die Höhe und die Zunahme der Langzeitarbeitslosigkeit wird
durch statistische Probleme in manchen Ländern wie
beispielsweise Deutschland beeinträchtigt. Hier strebt ein Groß-
teil der Langzeitarbeitslosen über 55 Jahren keine Rückkehr ins
Erwerbsleben an und sollte daher eher den Nichterwerbsperso-
nen als den Arbeitslosen zugerechnet werden.
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1997 bis 2000 ging der Anteil der Langzeitar-
beitslosen in allen Euro-Ländern mit Ausnah-
me Deutschlands, Griechenlands, Frankreichs
und Luxemburgs zurück. Dieser Rückgang war
in Irland (-19,7 Prozentpunkte), den Nieder-
landen (-16,4 Prozentpunkte), Portugal (-12,9
Prozentpunkte) und Spanien (-9,3 Prozent-
punkte) besonders ausgeprägt.

Von der Laufzeit der offenen Stellen ausge-
hend könnte die Veränderung des Anteils der
schwer zu besetzenden Stellen, d. h. derjeni-
gen mit einer Laufzeit von sechs Monaten
oder mehr, Aufschluss über die Entwicklung
des Ungleichgewichts am Arbeitsmarkt ge-
ben. Im Zeitraum von 1990 bis 1997 ging der
Anteil der schwer zu besetzenden Stellen in
allen fünf Ländern, für die Daten vorliegen,
zurück oder blieb unverändert (siehe Tabel-
le 7). Dies könnte darauf hindeuten, dass die
Schwierigkeiten der Arbeitgeber bei der Be-
setzung von Stellen in Zeiten hoher bzw. stei-
gender Arbeitslosigkeit abnahmen. (Auf die
Niederlande, wo die Arbeitslosigkeit in die-
sem Zeitraum rückläufig war, trifft dies
allerdings nicht zu.) Zwischen 1997 und 2000
ging der Anteil der schwer zu besetzenden
Stellen nur in Deutschland zurück, wohinge-
gen er in den anderen vier Ländern zunahm.
Demzufolge dürften Arbeitgeber bei einer
Anspannung der Lage auf dem Arbeitsmarkt
größere Schwierigkeiten haben, offene Stel-

Anteil in % Veränderung des Anteils
(in Prozentpunkten)

2000 1990–2000 1990–1997 1997–2000

schwer zu schwer zu
besetzen besetzen

(länger als (länger als
Land 6 Monate vakant) 6 Monate vakant)

Belgien 10 -4 -9 6

Deutschland a) 8 -5 -2 -3

Niederlande b) 35 6 0 6

Österreich 12 -12 -16 4

Portugal 15 - - 7

Finnland 47 1 0 0

Tabelle 7
Laufzeit offener Stellen

Quellen: NZBen und EZB-Berechnungen.
a) Die Daten beziehen sich nur auf Westdeutschland.
b) Angaben ab 1992.

len zu besetzen. In allen Ländern, für die ent-
sprechende Informationen vorliegen, mit Aus-
nahme der Niederlande war der Anteil der
schwer zu besetzenden Stellen im Jahr 2000
niedriger als 1990 oder blieb weitgehend kon-
stant.

3.2 Entwicklung der Mismatch-
Indikatoren

Beveridge-Kurven

Die Beveridge-Kurve, die das Verhältnis zwi-
schen der Arbeitslosenquote und der Quote
der offenen Stellen darstellt, liefert eine erste
synthetische Darstellung der Entwicklungen
beim Ausgleichsprozess.13 Bewegungen entlang
der Kurve (also gegenläufige Entwicklungen der
offenen Stellen und der Arbeitslosigkeit) sind
auf konjunkturelle Schwankungen zurückzufüh-
ren. Eine Verschiebung der Kurve nach außen,
bei der sich sowohl die Vakanzen als auch die

13 Die Beveridge-Kurve kann formal definiert werden als der von all
jenen Kombinationen von Arbeitslosen- und Vakanzquoten gebil-
dete Pfad, bei denen die Arbeitslosigkeit stabil bleibt, d. h. die
Zugänge in die Arbeitslosigkeit den Abgängen entsprechen. Auf-
grund der Ausgleichsprozesse am Arbeitsmarkt ist die Arbeitslo-
sigkeit umso niedriger, je höher die Anzahl der offenen Stellen
ist, da sich hierdurch die Wahrscheinlichkeit erhöht, eine Stelle
zu finden. Die Analyse der Beveridge-Kurven wird hauptsächlich
über zwei vergleichbare Zeiträume hinweg durchgeführt, näm-
lich Ende der Achtzigerjahre und Ende der Neunzigerjahre.
Anhang 4 erläutert die methodischen Aspekte.
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Abbildung 1
Beveridge-Kurven für Länder des Euro-Währungsgebiets
(Quote der offenen Stellen/Arbeitslosenquote; in %)

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung), NZBen, BIZ und EZB-Berechnungen.
a) Die Beveridge-Kurve basiert auf nationalen Angaben zur Arbeitslosigkeit.
b) Für den Zeitraum von 1983 bis 1994 wurde die Arbeitslosenquote auf der Grundlage von Angaben der BIZ berechnet.
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Arbeitslosigkeit erhöhen, könnte auf eine Ver-
schlechterung des Ausgleichsprozesses aufgrund
von strukturellen Faktoren wie etwa dem unzu-
reichenden Funktionieren von Arbeitsmarktinsti-
tutionen hinweisen. Entsprechend kann eine Ver-
schiebung der Kurve nach innen ein Indikator für
eine Verbesserung des Ausgleichsprozesses sein.

Eine Betrachtung der nationalen Beveridge-Kur-
ven zeigt, dass sich die Entwicklungen der Ar-
beitslosigkeit und der Vakanzen in den vergan-
genen Jahrzehnten in den einzelnen Euro-Län-
dern deutlich voneinander unterschieden haben
(siehe Abbildung 1). Verglichen mit Ende der
Achtzigerjahre scheint sich die Beveridge-Kurve
in Belgien, Deutschland, Griechenland und –
wenn auch in geringerem Maße – in Luxem-
burg14, Österreich und Finnland nach außen ver-
schoben zu haben. Im Gegensatz dazu wies die
Beveridge-Kurve der Niederlande eine Verschie-
bung nach innen auf. Bei Spanien und Portugal
war keine eindeutige Verschiebung der jeweili-
gen Beveridge-Kurven ersichtlich. Diese Ergeb-
nisse werden auch weitgehend durch die Um-
frageergebnisse der Europäischen Kommission
bestätigt (siehe Anhang 2). Bei den Ländern, für
die keine Zahlen zu den offenen Stellen vorlie-
gen, ergibt sich bei Verwendung der Umfrage-
daten der Europäischen Kommission folgendes
Bild: In Italien und – in geringerem Umfang –
auch in Frankreich scheint sich die Beveridge-
Kurve nach außen verlagert zu haben; Irland
hingegen weist keine eindeutige Bewegung der
Beveridge-Kurve auf. Die Entwicklung der nati-
onalen Beveridge-Kurven verlief zwischen Ende
der Achtzigerjahre und Mitte der Neunzigerjah-
re in den Euro-Ländern recht uneinheitlich. Ge-
gen Ende des letzten Jahrzehnts jedoch schei-
nen die meisten nationalen Beveridge-Kurven
(mit Ausnahme der griechischen) ein konjunk-
turelles Verlaufsmuster aufzuweisen, bei dem es
gleichzeitig zu einem Rückgang der Arbeitslosig-
keit und einem Anstieg der offenen Stellen ge-
kommen ist.

Die Beveridge-Kurve für das Euro-Währungs-
gebiet (siehe Abbildung 2), die näherungsweise
durch das Aggregat der neun Länder, für die
nationale Beveridge-Kurven vorliegen, repräsen-
tiert wird, deutet darauf hin, dass im Zeitraum
zwischen 1990 und 1993 eine steigende Ar-

beitslosenquote mit einer sinkenden Quote der
offenen Stellen einherging, was auf den Einfluss
konjunktureller Faktoren hinweist. Zwischen
1994 und 1997 war die Arbeitslosenquote rela-
tiv stabil, während die Vakanzquote wohl auf-
grund struktureller Faktoren stieg. Während des
Wirtschaftsaufschwungs der Jahre 1997 bis 2000
ging die stark rückläufige Arbeitslosenquote mit
einem relativ starken Anstieg der Quote der
offenen Stellen einher. Sowohl die Arbeitslo-
senquote als auch die Vakanzquote des Euro-
raums waren im Jahr 2000 höher als 1990, wie
die Verschiebung der Beveridge-Kurve nach
außen zeigt.15, 16  Da drei Euro-Länder (Frank-
reich, Irland und Italien) nicht erfasst wurden,
steht diese Bewegung nach außen jedoch in re-
lativ engem Zusammenhang mit der Entwick-
lung der Arbeitslosigkeit und der offenen Stel-
len in Deutschland.17

14 Die Beveridge-Kurve für Luxemburg wird auf der Grundlage
nationaler amtlicher Arbeitslosenzahlen erstellt. Sie kann daher
nicht direkt mit anderen nationalen Beveridge-Kurven verglichen
werden, die auf den Arbeitslosenzahlen der Arbeitskräfteerhe-
bung basieren. Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass im Ge-
gensatz zu den in Tabelle 4 dargestellten Daten der Arbeitskräf-
teerhebung, denen zufolge die Arbeitslosenquote in Luxemburg
zwischen 1994 und 1997 sank, die nationalen Daten für diesen
Zeitraum einen Anstieg der Arbeitslosigkeit zeigen, wodurch sich
die Beveridge-Kurve tendenziell nach außen bewegte.

15 Die Änderung des Erfassungsgrads der Daten zu den offenen
Stellen im Zeitverlauf könnte die Ergebnisse leicht beeinflusst
haben, sie kann allerdings nicht allein für die Verschiebung der
Beveridge-Kurve nach außen verantwortlich gemacht werden. Un-
ter anderem könnte die verstärkte Nutzung des Internets und die
Einstellung von Zeitarbeitskräften über private Arbeitsvermittlun-
gen dazu beigetragen haben, dass sich der Anteil der bei den
Arbeitsämtern gemeldeten freien Stellen und damit auch die
Quote der offenen Stellen verringert hat, wodurch sich die Kurve
nach innen verschiebt. Gleichzeitig sammeln die Arbeitsämter
jedoch vermehrt Informationen über das Internet, wodurch sich
die Anzahl der von ihnen ausgewiesenen offenen Stellen erhöhen
dürfte.

16 Es sollte auch berücksichtigt werden, dass offene Stellen nicht
nur durch Arbeitslose oder Erwerbstätige besetzt werden kön-
nen, sondern auch durch nicht erwerbstätige Personen, die arbei-
ten möchten, wenn sie die entsprechenden Anreize erhalten;
dies zeigt sich z. B. in einigen Ländern durch den großen Zu-
strom nicht erwerbstätiger Personen in die Erwerbstätigkeit. Im
Idealfall sollten auch nicht gemeldete offene Stellen bzw. mögli-
che unbesetzte Arbeitsplätze berücksichtigt werden.

17 Diese Entwicklung bestätigt sich auch weitgehend, wenn die Beve-
ridge-Kurve näherungsweise auf der Grundlage von Umfrageer-
gebnissen zum Prozentsatz produzierender Unternehmen, die
einen Arbeitskräftemangel als Hauptursache für eine Einschrän-
kung der Produktion angeben, errechnet wird (siehe Anhang 2).
Anfang der Neunzigerjahre ging die steigende Arbeitslosenquote
mit einem rückläufigen Arbeitskräftemangel der Unternehmen
einher. Mitte der Neunzigerjahre blieb der von den Unternehmen
gemeldete Arbeitskräftemangel weitgehend unverändert, wohin-
gegen er zwischen 1997 und 2000 deutlich anstieg. Ende der
Neunzigerjahre war der Arbeitskräftemangel der Firmen größer
als Ende der Achtzigerjahre, lag jedoch bei jeder entsprechenden
Arbeitslosenquote in etwa auf dem gleichen Niveau wie 1990.
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Abbildung 2
Beveridge-Kurve für das Euro-Währungsgebiet

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung), NZBen, BIZ und EZB-Berechnungen.
Anmerkungen: Die Angaben zu den offenen Stellen decken rund 64 % des Euro-Währungsgebiets ab. Die Berechnung erfolgte ohne
Frankreich, Irland und Italien.
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Insgesamt Sekundar- Sekundar- Hochschul- Veränderung
stufe I und stufe II ausbildung (in Prozentpunkten)
niedriger

Land 2000 1992–2000 1992–1997 1997–2000

Belgien 5,7 9,3 5,5 2,4 37 7 9 -2

Deutschland 7,9 14,0 8,0 4,2 39 19 11 8

Griechenland 9,2 8,5 11,0 7,2 5 0 0 -1

Spanien 12,3 14,1 11,4 9,2 4 -1 -2 1

Frankreich 9,2 14,0 8,0 5,1 24 11 2 9

Irland 4,3 7,5 2,6 1,9 50 16 8 7

Italien 8,4 10,0 7,4 6,1 6 2 0 2

Luxemburg 2,4 3,4 2,1 1,4 17 - - -

Niederlande 2,2 3,4 1,8 1,7 19 -29 -28 -1

Österreich b) 4,5 8,2 4,0 2,4 47 25 4 21

Portugal 3,4 3,5 3,8 2,4 5 -12 -1 -11

Finnland b) 8,1 12,2 8,9 4,8 20 4 5 0

Euro-
Währungsgebiet b) 8,1 11,2 7,5 5,0 14 2 -1 3

Tabelle 8
Qualifikatorischer Mismatch im Euro-Währungsgebiet a)

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung) und EZB-Berechnungen.
Anmerkung: Die Aufgliederung der Arbeitslosigkeit nach Schulbildung ist erst seit 1992 verfügbar.
a) Die Arbeitslosenzahlen beziehen sich auf die Altersgruppe der 25- bis 59-Jährigen. Zur Definition des Indikators für den

qualifikatorischen Mismatch siehe Anhang 4.
b) Angaben zu Österreich und Finnland ab 1995.

Qualifikatorischer Mismatch

In allen Ländern des Euroraums nimmt die
Arbeitslosigkeit mit steigendem Bildungsstand

ab. Im Jahr 2000 belief sich die Arbeitslosen-
quote des Eurogebiets bei Personen mit
Hochschulbildung auf lediglich 5 %, verglichen
mit 7,5 % bei Personen mit einer Schulausbil-
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dung der Sekundarstufe II und 11,2 % bei Per-
sonen mit einer Schulausbildung der
Sekundarstufe I und niedriger (siehe Tabel-
le 8). Dies deutet offenbar auf eine größere
Nachfrage nach Arbeitskräften mit einem hö-
heren Bildungsniveau hin. Ein Beleg hierfür
ist, dass im Zeitraum zwischen 1992 und 2000
das jährliche Beschäftigungswachstum bei Per-
sonen mit Hochschulabschluss bei durch-
schnittlich 3,3 %, bei jenen mit einem Sekun-
darstufe-II-Abschluss bei 1,1 % und bei Per-
sonen mit Sekundarstufe-I-Abschluss und
niedriger bei 0,6 % lag.18

Im Euro-Währungsgebiet als Ganzem scheint
der qualifikatorische Mismatch, der sich aus
der Varianz der bildungsspezifischen Arbeits-
losenquote im Verhältnis zur Arbeitslosen-
quote insgesamt ergibt (siehe Anhang 4), zwi-
schen 1992 und 1997 leicht rückläufig gewe-
sen zu sein (siehe Tabelle 8); während des
konjunkturellen Aufschwungs zwischen 1997
und 2000 ist er dagegen offenbar angestiegen.
Im Jahr 2000 war der qualifikatorische Mis-
match im Euroraum höher als 1992.

Dieser Veränderung liegen jedoch stark
voneinander abweichende länderspezifische
Entwicklungen zugrunde. Gegenüber 1992
scheint der qualifikatorische Mismatch in
Deutschland, Frankreich, Irland und Öster-
reich sowie in geringerem Maße auch in Bel-
gien, Italien und Finnland deutlich größer ge-
worden zu sein. In den Niederlanden und
Portugal hat er sich zwischen 1992 und 2000
offenbar erheblich verringert.

In einigen Ländern des Euroraums ist für
mindestens 50 % der offenen Stellen lediglich
ein niedriges Bildungsniveau erforderlich. Dies
ist wohl darauf zurückzuführen, dass Berufe
mit niedriger Qualifikation bei den offenen
Stellen überrepräsentiert sind, die den öf-
fentlichen Arbeitsverwaltungen gemeldet wer-
den. Vor dem Hintergrund der hohen Ar-
beitslosigkeit bei Personen mit geringer Schul-
bildung könnte dies in einigen Ländern aber
auch auf mangelnde Anreize für Arbeitneh-
mer mit niedrigem Bildungsstand hindeuten.

Berufsbezogener Mismatch

Wie aus Tabelle 9 ersichtlich, ist die Arbeits-
losenquote für jene Berufsgruppen niedriger,
für die eine höhere Qualifikation erforderlich
ist. Zwischen 1992 und 1999 blieb die Ar-
beitslosenquote bei Berufen mit hohen Qua-
lifikationsanforderungen (etwa bei Führungs-
kräften oder Akademikern) weitgehend stabil
auf einem sehr niedrigen Stand. Gleichzeitig
nahm das Beschäftigungswachstum bei hoch
qualifizierten Berufen und bei einigen Berufen
mit mittlerer Qualifikation, z. B. bei bestimm-
ten Dienstleistungen, sehr stark zu. Dies ist
darauf zurückzuführen, dass Arbeitsplätze
hauptsächlich im Dienstleistungssektor und
in Berufszweigen geschaffen wurden, die eine
hohe Schul- oder Berufsausbildung erfordern.
Tabelle 9 zeigt, dass der berufsbezogene Mis-
match zwischen 1992 und 1997 im Euroraum
(ohne Frankreich und die Niederlande) offen-
bar größer geworden ist. Zwischen 1997 und
1999 ging er dann allerdings wieder gering-
fügig zurück, verharrte aber weiterhin auf
einem höheren Stand als zu Beginn der Neun-
zigerjahre. Diese im Zeitverlauf zu beobach-
tende Entwicklung scheint stark durch die
Veränderung der Arbeitslosenquote für Hilfs-
arbeitskräfte beeinflusst worden zu sein, die
zwischen 1992 und 1997 erheblich zunahm,
und zwar von 12,1 % auf 17,5 %, bevor sie
1999 wieder auf 14,6 % sank.

Der Vergleich zwischen der Zusammenset-
zung der offenen Stellen und der Arbeitslo-
sigkeit nach Berufen liefert zusätzliche Infor-
mationen über die derzeitigen strukturellen
Ungleichgewichte zwischen Arbeitsnachfrage
und -angebot nach Berufsgruppen (siehe Ta-

18 Es ist jedoch ein empirisches Gesetz, dass die Arbeitslosenquote
bei niedriger qualifizierten Personen fast immer und überall
höher ist als bei hoch qualifizierten. Da die Opportunitätskosten
der Arbeitslosigkeit bei Personen mit geringerer Qualifikation in
der Regel deutlich niedriger sind, entspricht dieses empirische
Ergebnis dem rationalen Verhalten. Siehe auch Layard, Nickell
und Jackman (1991).
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Durchschnittliches jährliches
Arbeitslosenquote (in %) Beschäftigungswachstum (in %)

Veränderung (in Prozentpunkten)

Berufszweig 1999 1992–1999 1992–1997 1997–1999 1992–1999 1992–1997 1997–1999

Angehörige gesetzgebender
Körperschaften, a) leitende
Verwaltungsbedienstete und
Führungskräfte in der
Privatwirtschaft 2,9 0,6 1,3 -0,7 4,7 4,4 5,5

Akademiker 3,0 0,3 0,7 -0,4 1,9 1,4 3,2

Techniker und gleichrangige
nichttechnische Berufe 4,6 0,9 1,7 -0,8 2,5 2,5 2,3

Bürokräfte und
kaufmännische Angestellte 5,9 0,8 1,6 -0,8 -0,5 -0,7 -0,1

Dienstleistungsberufe 8,8 1,0 1,8 -0,8 1,9 1,8 2,3

Fachkräfte in der
Landwirtschaft und Fischerei 4,4 0,8 0,7 0,0 0,5 1,8 -2,7

Handwerks- und
verwandte Berufe 7,9 1,4 3,3 -1,9 -0,6 -1,3 1,0

Anlagen- und Maschinen-
bediener sowie Montierer 7,5 1,0 2,6 -1,6 -0,2 -1,3 2,6

Hilfsarbeitskräfte 14,6 2,5 5,4 -2,9 -2,1 -3,1 0,3

Insgesamt 6,9 0,8 2,1 -1,3 0,7 0,3 1,7

Berufsbezogener Mismatch
var (ui/u) 27,9 2,7 4,2 -1,4

Tabelle 9
Berufsbezogener Mismatch im Euro-Währungsgebiet

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung) und EZB-Berechnungen.
Anmerkungen: Die Arbeitslosenquote insgesamt bezieht sich auf den Teil der Bevölkerung, der bereits berufstätig war. Die Aufgliede-
rung der Arbeitslosigkeit nach Berufszweigen ist erst seit 1992 verfügbar. Um einen Bruch in der Datenreihe der „Hilfsarbeitskräfte“
zu vermeiden, wurde das Jahr 1999 statt 2000 als Ende des Berichtszeitraums gewählt. Die Daten zu Arbeitslosigkeit und berufsbezo-
genen Mismatches decken folgende Länder ab: Belgien, Deutschland, Griechenland, Spanien, Irland, Italien, Luxemburg, Österreich,
Portugal und Finnland (d. h. 75 % der Erwerbspersonen im Euro-Währungsgebiet). Angaben zu Österreich und Finnland sind ab
1995 enthalten. Die Angaben zu Belgien für 1992 entsprechen jenen für 1993. Die Berufskategorien entsprechen der International
Standard Classification of Occupations (ISCO 88 (COM)).
a) Angehörige gesetzgebender Körperschaften umfassen Mitglieder von Organen der Exekutive und der Legislative (z. B. Parla-

ment, Regierung).

belle 10). Die Arbeitsnachfrage scheint
beispielsweise in den folgenden Berufsgrup-
pen höher zu sein als das Angebot: in Hand-
werks- und verwandten Berufen (in Deutsch-
land, Spanien, Österreich und Portugal), bei
landwirtschaftlichen Berufen (in Deutschland,
Spanien, Frankreich und Österreich), bei
Technikern (in Belgien und Luxemburg), im
Hotel- und Gaststättengewerbe (in Deutsch-
land, Frankreich und Luxemburg) sowie im
Bereich Informations- und Kommunikations-
technologie (in Irland). Wenngleich für einige
der oben angeführten Berufszweige eine hohe
oder mittlere Qualifikation erforderlich ist,
gibt es auch Schwierigkeiten bei der Perso-
nalanwerbung für niedrig qualifizierte Tätig-
keiten, so etwa im Hotel- und Gaststättenge-
werbe und in der Landwirtschaft, was darauf
hindeutet, dass in diesen Bereichen Anreize

für die Aufnahme einer Tätigkeit wichtig sind.
Dies wird auch durch die anekdotische Evi-
denz belegt.

Regionaler Mismatch

Regionale Mismatches scheinen in einigen Euro-
Ländern ein wichtiger Grund für Arbeitsmarkt-
ungleichgewichte zu sein. Vor allem in Belgien,
Deutschland und Italien sind die regionalen
Mismatches19 relativ groß (siehe Tabelle 11).
Das regionale Ungleichgewicht im Euro-Wäh-
rungsgebiet, das aus der Varianz der relativen

19 Regionale Ungleichgewichte können auf eine unzureichende Mo-
bilität der Arbeitskräfte bzw. des Kapitals oder sehr ungleichmä-
ßige regionale Entwicklungen hindeuten (z. B. Mezzogiorno/
Norditalien, West-/Ostdeutschland, Flandern/Wallonien, Süd- und
Zentralspanien/Nordostregionen Spaniens).
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Anteil der Berufsgruppen an den offenen Stellen verglichen
mit ihrem Anteil an den Arbeitslosen (2000)

Überrepräsentiert Unterrepräsentiert

Belgien Techniker, Akademiker Anlagen- und Maschinenbediener, Arbeitskräfte
in der Landwirtschaft und Fischerei, Bürokräfte
und kaufmännische Angestellte,
Dienstleistungsberufe und Verkäufer

Deutschland a) Arbeitskräfte in der Landwirtschaft und Baugewerbe, kaufmännische und Verwaltungs-
Fischerei, Handwerks- und verwandte Berufe angestellte, Bürokräfte, Lager- und Transportarbeiter
(Schlosser, Elektriker), Dienstleistungs- und
Verkaufspersonal, Hotel- und Gaststättengewerbe

Spanien Arbeitskräfte in der Landwirtschaft und Ungelernte Arbeitskräfte, Dienstleistungs- und
Fischerei, Handwerks- und verwandte Berufe Verkaufspersonal, Bürokräfte und

kaufmännische Angestellte

Frankreich b) Arbeitskräfte in der Landwirtschaft und Holzbearbeiter und Papierverarbeiter, Verkäufer,
Fischerei, IT-Fachleute, Hotel- und Pflegeberufe, personenbezogene Dienstleistungs-
Gaststättengewerbe, Handwerks- und verwandte berufe und Sicherheitsbedienstete, Lehrkräfte,
Berufe (Baugewerbe, Elektriker), Transport und Leitung und Verwaltung
Fremdenverkehr, Pflegepersonal

Irland c) Traditionelles verarbeitendes Gewerbe,
verarbeitendes Gewerbe im Hochtechnologiesektor,
Informations- und Kommunikationstechnologien

Luxemburg Freie Berufe, Techniker, Büroangestellte, Verkäufer, Landwirte, Förster, Gewinnung von
Hotelgewerbe, Catering Steinen und Erden, Bergbau und ähnliche

Beschäftigungen

Österreich Friseure, Leder- und Textilverarbeitung, Baugewerbe, Bürokräfte, Hilfstätigkeiten,
personenbezogene Dienstleistungen, Handel, Fremdenverkehr, Metallverarbeiter und
Holzbearbeitung, Bergbau, Land- und Elektriker
Forstwirtschaft

Portugal Hilfsarbeitskräfte, Anlagen- und Maschinen- Angehörige gesetzgebender Körperschaften,d)

bediener sowie Montierer, Handwerks- und leitende Verwaltungsbedienstete und Führungs-
verwandte Berufe kräfte in der Privatwirtschaft, Akademiker

Tabelle 10
Mismatch zwischen offenen Stellen und Arbeitsplatznachfrage nach Berufsgruppen

Quellen: Eurostat (Arbeitskräfteerhebung), NZBen, anekdotische Evidenz und EZB-Angaben.
Anmerkung: Die Liste der in der Tabelle aufgeführten Berufe ist nicht vollständig, und die Aufgliederung nach Berufen ist zwischen
den einzelnen Ländern nicht harmonisiert.
a) Die Quoten der offenen Stellen für Deutschland sind verzerrt, da in der Landwirtschaft und im Hotel- und Gaststättengewerbe

Vakanzen beim Arbeitsamt gemeldet werden müssen, bevor Personal aus Nicht-EU-Staaten eingestellt werden kann. Darüber
hinaus werden offene Stellen, die geringere formale Qualifikationen erfordern, eher bei den Arbeitsämtern gemeldet.

b) Veränderung, nicht Bestand an offenen Stellen.
c) Die Beurteilung bezieht sich auf Sektoren, in denen ein relativ hoher Anteil an Unternehmen nicht besetzte offene Stellen meldet.
d) Angehörige gesetzgebender Körperschaften umfassen Mitglieder von Organen der Exekutive und der Legislative (z. B. Parla-

ment, Regierung).

regionalen Arbeitslosenquoten abzulesen ist,
ist offenbar zwischen 1990 und 1997 kleiner
geworden, wobei der starke Rückgang in Por-
tugal und Italien besonders ins Gewicht gefal-
len ist. Zwischen 1997 und 1999 war für den
gesamten Euroraum ein erneuter Anstieg zu
verzeichnen, der in allen Euro-Ländern mit
Ausnahme von Griechenland und Portugal,
wo die regionalen Mismatches zurückgingen,
spürbar war. Dieser Anstieg der regionalen
Ungleichgewichte in vielen Ländern des Euro-
Währungsgebiets könnte auf eine unzurei-
chende geographische Mobilität der Arbeits-
kräfte bei einer sich verändernden regionalen

Zusammensetzung der Arbeitsnachfrage wäh-
rend des Konjunkturaufschwungs zwischen
1997 und 2000 hinweisen. Die Angaben legen
nahe, dass die regionalen Mismatches 1999
im Vergleich zu 1990 im gesamten Eurogebiet
geringer ausfielen, wenngleich dafür haupt-
sächlich der starke Rückgang in Portugal ver-
antwortlich war.20

20 Die Umsetzung einiger Arbeitsmarktreformen, demographische
Entwicklungen und Anzeichen einer größeren Mobilität der Ar-
beitskräfte könnten den Rückgang in Portugal erklären.
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Quellen: Eurostat (REGIO-Datenbank) und EZB-Berechnungen.
a) Da Angaben zu Deutschland erst seit 1991 vorliegen, sind die Angaben für 1990 auf der Grundlage der Daten von 1991

geschätzt.
b) Angaben zu Österreich ab 1993.
c) Die Angaben für das Euro-Währungsgebiet zeigen das Gefälle der Arbeitslosenquoten innerhalb und zwischen den einzelnen

Euro-Ländern.

Regionaler Mismatch (var (ui/u), in %)

Land
Veränderung (in Prozentpunkten)

(Anzahl der Regionen) 1999 1990–1999 1990–1997 1997–1999

Belgien (11) 22,8 6,2 -0,8 7,0
Deutschland (17) a) 27,6 -1,3 -5,3 4,1

Griechenland (16) 6,0 -3,3 -1,0 -2,3

Spanien (18) 13,4 -1,2 -7,4 6,2

Frankreich (22) 5,6 1,6 0,8 0,8
Irland (2) 3,7 3,4 -0,2 3,6

Italien (20) 45,2 -1,7 -11,8 10,2

Niederlande (12) 12,3 6,3 -2,0 8,3

Österreich (9) b) 6,4 1,4 0,8 0,6
Portugal (7) 10,8 -31,5 -30,6 -0,9

Finnland (5) 9,5 - - 4,8

Euro-Währungsgebiet (137) a), c) 31,7 -9,6 -14,7 5,1

Tabelle 11
Regionaler Mismatch im Euro-Währungsgebiet

Schlussbemerkungen

Insgesamt kann festgehalten werden, dass ge-
gen Ende des vergangenen Jahrzehnts in fast
allen Ländern des Eurogebiets eine Verbesse-
rung der Arbeitsmarktsituation sowohl hin-
sichtlich des Beschäftigungswachstums als
auch des Abbaus der Arbeitslosigkeit zu beo-
bachten war, wenngleich in unterschiedlichem
Ausmaß. Von 1997 bis 2001 nahm die Be-
schäftigung im Eurogebiet mindestens ebenso
rasch zu wie in den Vereinigten Staaten. Der
starke zahlenmäßige und prozentuale Rück-
gang der Langzeitarbeitslosigkeit, der während
des Konjunkturaufschwungs von 1997 bis
2000 in den meisten Euro-Ländern und im
Euroraum insgesamt zu verzeichnen war,
scheint ebenfalls auf eine Entspannung an den
Arbeitsmärkten gegen Ende der Neunziger-
jahre hinzudeuten. Allein die Größenordnung
des Rückgangs lässt wohl darauf schließen,
dass es sich nicht lediglich um ein rein kon-
junkturelles Phänomen handelte. Gleichzeitig
stand die Verknappung der Arbeitskräfte zwi-
schen 1997 und 2000 offenbar im Zusam-
menhang mit zunehmenden qualifikatorischen
und regionalen Mismatches. Dies deutet
möglicherweise darauf hin, dass sich die

Struktur des Arbeitskräfteangebots nur
schwer an die veränderte Nachfrage nach Ar-
beitskräften anpasste, die auf das zunehmend
von Wettbewerb geprägte globale Umfeld
und den raschen technologischen Wandel zu-
rückzuführen war. Zwar schlugen sich vor-
handene Mismatches in Verbindung mit der
konjunkturbedingt angespannten Lage am Ar-
beitsmarkt von 1997 bis 2000 womöglich in
bestimmten Sektoren oder Regionen in ei-
nem Aufwärtsdruck auf die Löhne nieder,
doch übertrug sich dies nicht auf den gesam-
ten Euroraum, vor allem weil die Tarifpartei-
en im Großen und Ganzen Lohnzurückhal-
tung übten.

Betrachtet man die Neunzigerjahre insgesamt,
so zeigt die Analyse starke Unterschiede der
Entwicklung der Arbeitslosigkeit und der of-
fenen Stellen zwischen den einzelnen Ländern,
was auf die beträchtliche Heterogenität der
Arbeitsmärkte im Eurogebiet hinweist. Bei ei-
nigen Ländern des Euro-Währungsgebiets
kann keine eindeutige Veränderung der Rela-
tion zwischen der Arbeitslosenquote und der
Quote der offenen Stellen, die mit Hilfe der
so genannten Beveridge-Kurve dargestellt
wird, festgestellt werden. Bei manchen Län-
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dern ist eine Verschiebung der Beveridge-
Kurve nach außen zu beobachten, bei einem
Land eine Verschiebung nach innen. Für das
Eurogebiet insgesamt dürften diese heteroge-
nen Entwicklungen in den einzelnen Ländern
in den Neunzigerjahren zu einer Verschie-
bung der Beveridge-Kurve nach außen geführt
haben, was teilweise auf eine Ausweitung der
qualifikatorischen und berufsbedingten Mis-
matches im Verlauf dieses Jahrzehnts zurück-
geführt werden könnte.21

Die hohe Arbeitslosigkeit und die vorhande-
nen Ungleichgewichte am Arbeitsmarkt so-
wie die große Anzahl an nicht erwerbstätigen
Personen sind deutliche Anzeichen dafür, dass
das wirtschaftliche Potenzial des Euro-Wäh-
rungsgebiets nicht voll ausgeschöpft wird.
Dies wiederum deutet auf ineffiziente Aus-
gleichsprozesse und Arbeitsmarktinstitutio-
nen, ein unzureichendes Lohngefälle und feh-
lende Mobilität der Arbeitskräfte hin.

4   Verbesserung der Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts

Da die an der WWU teilnehmenden Staaten
auf asymmetrische wirtschaftliche Schocks
nicht mit einer länderspezifischen Geld- und
Wechselkurspolitik reagieren können, liegt es
in ihrem Interesse, ihre Arbeitsmärkte in die
Lage zu versetzen, solchen Schocks besser zu
begegnen. Ein effizienterer Ausgleich zwischen
Arbeitslosen und freien Stellen am Arbeits-
markt würde sicherlich dazu beitragen, dies
zu erreichen. In den zurückliegenden Jahren,
vor allem seit Mitte der Neunzigerjahre, nah-
men die Länder des Euro-Währungsgebiets
verschiedene Reformen der Arbeitsmarkt-
institutionen mit dem Ziel einer verbesserten
Funktionsfähigkeit ihrer Arbeitsmärkte vor.
Art und Umfang dieser Reformen waren von
Land zu Land sehr unterschiedlich und führ-
ten an den Arbeitsmärkten zu unterschiedli-
chen Ergebnissen, wie aus den in Kapitel 3
erörterten Fakten ersichtlich ist.

Die nachfolgende Untersuchung gibt einen
kurzen Überblick über die Bereiche, in denen
Verbesserungen möglich und wünschenswert
sind. Zum einen befasst sie sich mit jenen
Arbeitsmarktreformen, von denen zu erwar-
ten ist, dass sie zu einer direkten Effizienz-
steigerung bei den Ausgleichsprozessen füh-
ren, d. h. zu einer höheren Zahl von Einstel-
lungen im Verhältnis zur jeweiligen Höhe der
Arbeitslosigkeit und der Zahl der offenen Stel-
len. Die Analyse stützt sich auf die Tatsache,
dass die Effizienz der Ausgleichsprozesse von
„technischen Eigenheiten“ wie der Informati-
onsverbreitung und der Art der Ungleichge-
wichte am Arbeitsmarkt abhängt, d. h. der

divergierenden Profile zwischen Arbeitslosen
und freien Stellen. Zum anderen stellt die
Untersuchung diejenigen Arbeitsmarktrefor-
men vor, durch die eine insgesamt bessere
Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarkts erzielt
werden könnte, zum Beispiel durch eine Er-
höhung des gesamtwirtschaftlichen Arbeits-
angebots und der gesamtwirtschaftlichen Ar-
beitsnachfrage.

Stellenvermittlung

Eine leistungsfähigere Arbeitsverwaltung
könnte die Ausgleichsprozesse am Arbeits-
markt effizienter machen, und zwar durch
bessere Information der Arbeitslosen über
offene Stellen, durch eine verbesserte Ver-
mittlung offener Stellen an die Arbeitslosen
sowie durch stärkere Anreize, Informationen
über vakante Stellen einzuholen. So weist die
OECD (2001) darauf hin, dass sich eine in-
tensivere Unterstützung bei der Stellensuche
als besonders effizient herausgestellt hat. Erst
unlängst reformierten Belgien, Deutschland,
Griechenland und Luxemburg ihre Arbeits-
ämter und bieten nunmehr personalisierte
Dienstleistungen für Arbeitslose an. Frank-
reich leitete 2001 eine Reform ein, zu der
eine strengere Erfolgskontrolle sowie eine in-
tensivere individuelle Unterstützung der Ar-
beitslosen bei der Stellensuche zählt. Damit

21 Wenngleich es keine Belege dafür gibt, könnte die Lohnkom-
pression und eine unzureichende Lohnflexibilität in einigen Euro-
Ländern dazu beigetragen haben, dass sich die berufsbezoge-
nen Mismatches verstärkt haben.
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soll ein Gegengewicht zu der Tatsache ge-
schaffen werden, dass die gewährte Arbeits-
losenunterstützung im Zeitverlauf nicht mehr
sinkt. Deutschland, Griechenland und Italien
haben grünes Licht für private Arbeitsver-
mittler gegeben. Derartige Vermittlungsagen-
turen haben auch in Portugal an Bedeutung
gewonnen. Darüber hinaus ist in Deutschland
als Konsequenz aus einem Bericht des Bun-
desrechnungshofs eine Rundum-Reform der
Arbeitsmarktpolitik und der Arbeitsämter ge-
plant. Österreich beabsichtigt bis 2003/2004
die Privatisierung der Arbeitsämter. In Spani-
en hingegen ist die Tätigkeit gewerblicher Ar-
beitsvermittlungsagenturen nach wie vor un-
tersagt, sodass die Unterstützung bei der Stel-
lensuche auch weiterhin fast ausschließlich im
Verantwortungsbereich der Arbeitsämter
liegt, obgleich diese nicht mehr als 15 % des
Arbeitsmarkts erfassen. Allerdings haben die
niedergelassenen Zeitarbeitsfirmen erheblich
zur Verbesserung der Arbeitsvermittlung bei-
getragen. Im Großen und Ganzen kann davon
ausgegangen werden, dass die verstärkte Nut-
zung des Internets einen positiven Einfluss
auf die kurzfristige Effizienz der Ausgleichs-
prozesse am Arbeitsmarkt haben und den An-
passungsprozess beschleunigen wird. Da in
den Ländern des Euroraums die meisten Refor-
men auf diesem Gebiet erst kürzlich durchge-
führt wurden bzw. für später geplant sind, kön-
nen sie erwartungsgemäß keinen signifikanten
Einfluss auf die Entwicklung der Ausgleichspro-
zesse am Arbeitsmarkt während der Neunziger-
jahre gehabt haben.

Lohnfindungssysteme

Lohnfindungssysteme und der damit verbun-
dene Zentralisierungsgrad bei den Lohnver-
handlungen haben aufgrund ihrer Wirkung auf
Lohnstruktur und -niveau Folgen für die Aus-
gleichsprozesse.22 Institutionen, die verhin-
dern, dass sich Unterschiede bei der persön-
lichen Qualifikation (wie dem Ausbildungs-
stand) und den beruflichen, regionalen oder
branchenspezifischen Arbeitsmarktbedingun-
gen im Lohnniveau widerspiegeln, behindern
die markträumende Funktion der Löhne und
tragen zum mangelnden Ausgleich zwischen

Angebots- und Nachfrageüberschuss an Ar-
beitskräften bei. Die in einigen Ländern des
Eurogebiets bestehenden berufsbezogenen
Mismatches deuten darauf hin, dass Lohn-
strukturen, die nur unzureichend nach Beru-
fen oder Wirtschaftszweigen differenziert
sind, gegenwärtig einen Hemmschuh für die
zwischenberufliche und intersektorale Mobi-
lität bilden. Darüber hinaus weisen die quali-
fikatorischen Mismatches darauf hin, dass eine
inadäquate qualifikationsspezifische Differen-
zierung der Lohnstruktur den Anreiz verrin-
gert, in Humankapital zu investieren. In ähnli-
cher Weise mindert eine nicht ausreichende
regionale Streuung der Lohnstrukturen in ei-
nigen Ländern des Eurogebiets den Anreiz
für die Unternehmen, ihre Produktion in Re-
gionen mit hoher Arbeitslosigkeit zu verla-
gern. Dies trägt zur Fortdauer regionaler Un-
gleichgewichte am Arbeitsmarkt und mangeln-
der regionaler Arbeitsmobilität bei. Flexible
sowie hinreichend differenzierte Löhne sind
also für eine Überwindung der mangelnden
Übereinstimmung zwischen Arbeitsangebot
und -nachfrage von entscheidender Bedeu-
tung. Bislang gibt es allerdings kaum Anzeichen
für eine die Lohnflexibilität und -differenzierung
fördernde Reform der Lohnfindungssysteme.
Grundsätzlich besteht in den Ländern des Euro-
gebiets nach wie vor ein erheblicher Bedarf für
eine stärkere Flexibilisierung und Differenzierung
der Löhne.

Bildung, Ausbildung und lebenslanges
Lernen

Qualifikatorische und berufsbedingte Un-
gleichgewichte am Arbeitsmarkt werden in
erheblichem Ausmaß durch Bildungs- und

22 Die Auswirkung der Ausgleichsprozesse am Arbeitsmarkt auf
die Arbeitskosten und die Inflation ist zum großen Teil vom
Lohnfindungssystem abhängig. Ein lokal begrenzter Arbeitskräf-
temangel kann zum Beispiel (übermäßig) hohe Lohnabschlüsse
in der Gesamtwirtschaft zur Folge haben, wenn sich die Ver-
handlungen in führenden Sektoren oder Regionen auch auf
Lohnabschlüsse in Sektoren oder Regionen auswirken, in denen
Arbeitsangebot und -nachfrage eher ausgeglichen sind. Umge-
kehrt führt eine hohe Arbeitslosigkeit nur dann zu niedrigeren
Nominallohnerhöhungen, wenn die „Outsider“ (Arbeitslosen) am
Arbeitsmarkt über eine gewisse Macht verfügen, um auf die
Lohnverhandlungen Einfluss zu nehmen. Näheres dazu findet
sich z. B. bei Lindbeck und Snower (1986) sowie Blanchard und
Summers (1988).
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Ausbildungssysteme verursacht, welche die
Arbeitskräfte nur unzureichend auf die sich
ändernden Anforderungen vorbereiten. So
werden die in Zeiten raschen technischen
Fortschritts, insbesondere auf dem Gebiet der
neuen Informations- und Kommunikati-
onstechnologien, benötigten Kenntnisse in
nur ungenügender Weise vermittelt. Einige
Personalengpässe bei hoch qualifizierten Fach-
kräften sind auf eine ausgesprochene Knapp-
heit an entsprechend ausgebildeten Personen
zurückführen. Eine verbesserte schulische und
berufliche Ausbildung sowie ein lebenslanges
Lernen spielen daher für die Verminderung
von qualifikatorischen und berufsbezogenen
Mismatches eine entscheidende Rolle.23

In vielen Ländern des Euroraums stehen ver-
besserte Bildungs- und Ausbildungssysteme
ganz oben auf der politischen Agenda.24 So
schnürte die italienische Regierung unlängst
ein zeitlich befristetes Maßnahmenpaket mit
Steuererleichterungen zur Anregung der Bil-
dung von Unternehmenskapital – einschließ-
lich Humankapital – und dehnte die steuerli-
che Förderung auf Ausgaben für die berufli-
che Fortbildung der Beschäftigten aus. Die
österreichische Regierung schuf Steueranrei-
ze zur Aus- und Weiterbildung und führte im
Jahr 2000 einen Ausbildungsfreibetrag ein. In
Luxemburg ist ein Teil der persönlichen Aus-
gaben für berufliche Bildungsmaßnahmen steu-
erlich absetztbar; alternativ dazu bietet der
Staat den Unternehmen an, sich direkt an den
Kosten für berufliche Qualifizierungsmaßnah-
men zu beteiligen. Portugal führte neue Aus-
bildungsprogramme ein, die auf bestimmte Be-
rufs- und Personengruppen auf dem Arbeits-
markt wie junge Leute und Langzeitarbeits-
lose abzielen. In Griechenland sind für die
Jahre 2001 bis 2003 u. a. auf der Grundlage
von Ergebnissen aus einer breiten Unterneh-
mensbefragung zum Fachkräftemangel Quali-
fizierungsprogramme geplant. Darüber hinaus
wird sich nach dem neuen Gesetz zur Um-
strukturierung der staatlichen Arbeitsverwal-
tung eine neu geschaffene flexible Tochterge-
sellschaft in Gestalt einer Aktiengesellschaft
mit der Aus- und Weiterbildung sowie le-
benslangem Lernen befassen. Finnland hat die
berufliche Ausbildung für Arbeitslose zu ei-

ner unabdingbaren Voraussetzung für den Be-
zug von Arbeitslosenunterstützung gemacht.
Die Wirksamkeit dieser Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsmarktsmarktpolitik wird zuneh-
mend auf ihre Zielgerichtetheit überprüft, was
für eine Kosten-Nutzen-Analyse äußerst
wichtig ist.25 Viele der Reformen, von denen
man sich eine Verbesserung der Aus- und Wei-
terbildung verspricht, sind erst kürzlich imple-
mentiert worden. Es kann also nicht davon aus-
gegangen werden, dass sie im letzten Jahrzehnt
bereits zu einer Verringerung der qualifikatori-
schen und berufsbezogenen Ungleichgewichte
beigetragen haben. Die beträchtlichen qualifika-
torischen und berufsbezogenen Mismatches in
vielen Ländern des Eurogebiets unterstreichen
die Notwendigkeit weiterer grundlegender Ver-
besserungen des Bildungs- und Ausbildungswe-
sens.

Steuer- und Sozialleistungssysteme

Steuer- und Sozialleistungssysteme wirken
sich von der Angebotsseite auf die Effizienz
von Ausgleichsprozessen am Arbeitsmarkt
aus, indem sie sowohl die Intensität der Ar-
beitssuche als auch den Anreiz zur Investition
in Humankapital beeinflussen.26 So kann bei
Fehlen einer bindenden Verpflichtung zur Stel-
lensuche eine großzügig bemessene Arbeits-
losenunterstützung eine unzureichende Such-
intensität zur Folge haben.27 Eine ausgedehn-

23 Es muss berücksichtigt werden, dass die Unsicherheit über den
Grenzertrag von Bildungsinvestitionen in Zeiten des Übergangs,
z. B. aufgrund eines Technologiewandels, sich negativ auf die
individuellen Investitionsentscheidungen im Bildungsbereich aus-
wirken könnte.

24 Eine allgemeine Erörterung dieser Frage mit Blick auf die EU-
Länder findet sich in  Europäische Kommission  (2001a).

25 Vgl. z. B. OECD (2001).
26 Die Anreize werden im Allgemeinen bestimmt durch die Größe

des „Steuer- und Abgabenkeils“, d.h. der Summe der Sozialversi-
cherungsbeiträge, Lohn-, Einkommen- und Verbrauchssteuern,
die eine Diskrepanz zwischen den realen Arbeitskosten des
Arbeitgebers und dem realen Nettolohn des Arbeitnehmers schaf-
fen. Eine Besprechung der Literatur hierzu findet sich bei Carone
und Salomäki (2001).

27 Das System der Arbeitslosenunterstützung soll im Grunde eine
Absicherung für den Fall des Verlusts des Arbeitsplatzes bieten
und den Arbeitslosen die Suche nach passenden, ihren Fähigkei-
ten entsprechenden Beschäftigungsmöglichkeiten gestatten, wo-
durch auch die Gesamtarbeitsproduktivität erhöht wird (siehe
auch OECD (1994)). Eine sehr niedrige Arbeitslosenunterstüt-
zung könnte auf Arbeitslose als starker Anreiz wirken, Stellenan-
gebote anzunehmen, die nicht ihren Fähigkeiten entsprechen,
was potenziell zu einem Beschäftigungs-Mismatch führt.
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Arbeitslosenunterstützungssysteme (Vor-)Ruhestandsregelungen

Arbeitslosen- Brutto-Lohn- Strengere Strengere Anhebung des Stärkere
versicherung ersatzquoten Arbeitsmarkt- Leistungsan- Rentenein- negative

(Arbeitslosenhilfe) (AV) a) verfügbarkeits- spruchsvoraus- trittsalters d) Anreize e)

Anzahl der anforderungen b) setzungen c)

Land Monate

Belgien unbefristet (keine) = + = + +

Deutschland 6 – 32 (unbefristet) 40% → 38% + = = +

Griechenland 5 – 15 (keine) = = = = +

Spanien 4 – 24 (6) 80% → 70% + + = -

Frankreich 4 – 60 (unbefristet) 57% → 53% = + = +

Irland 15 (unbefristet) 41% → 32% = = = =

Italien 6 – 9 (keine) 15% → 33% + = - +/-

Luxemburg 12 f) (keine) = = = + =

Niederlande 6 – 60 (24) = + + = +

Österreich 5 – 12 (unbefristet) 43% → 36% = + + +

Portugal 12 – 30 (6 – 15) = = - + =

Finnland 23 (unbefristet) 54% → 61% + + + +

Tabelle 12
Sozialleistungssysteme im Euro-Währungsgebiet

Quellen: CESifo DICE (Europäische Datenbank für den Institutionenvergleich), Boeri (2000), Europäische Kommission (2000).
Anmerkungen: Aktualisierung einiger Angaben durch die Nationalen Zentralbanken (NZBen). Die Veränderungsindikatoren fassen
die seit 1990 stattgefundenen Veränderungen zusammen. + (-) steht für eine Zunahme (Abnahme) des jeweiligen Indikators und =
bedeutet, dass keine Änderungen in Kraft getreten sind.
a) AV bezieht sich auf die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung. Die Zahlenangaben beziehen sich auf die Brutto-Lohner-

satzquoten in den ersten Monaten der Arbeitslosigkeit für Arbeitslose mit einem abhängigen Ehegatten. In Ländern ohne AV
bezeichnen sie das garantierte Einkommen. Die Veränderungen beziehen sich auf die Neunzigerjahre.

b) „Strengere Arbeitsmarktverfügbarkeitsanforderungen“ umfassen strengere Zumutbarkeitskriterien für Arbeitslose bei konkreten
Stellenangeboten.

c) „Strengere Leistungsanspruchsvoraussetzungen“ umfassen z. B. strengere Anforderungen bei bestimmten Personengruppen für
den Bezug von Leistungen und/oder eine längere Mindestbeitragsdauer.

d) Umfasst Anhebung der Altersgrenzen für den Eintritt in den Ruhestand bzw. Vorruhestand.
e) Negative Anreize umfassen z. B. eine stärkere Besteuerung von Rentenzahlungen, schärfere Voraussetzungen für den Bezug von

Versorgungsleistungen bei bestimmten Arbeitnehmergruppen und eine längere Mindestbeitragsdauer für den Erwerb von
Rentenansprüchen.

f) Kann unter bestimmten Voraussetzungen zusätzlich um maximal zwölf Monate verlängert werden. Es besteht eine Obergrenze
für Leistungen der Arbeitslosenversicherung, die beim 2,5fachen des gesetzlichen (Brutto-)Mindestlohns liegt.

te Anspruchsdauer bei Unterstützungen be-
günstigt tendenziell das Auftreten von Lang-
zeitarbeitslosigkeit. Generell kann eine groß-
zügige Arbeitslosenunterstützung in konjunk-
turellen Abschwungsphasen den Ausgleichs-
prozess beeinträchtigen, da bei sinkenden Re-
allöhnen der Anreiz für beschäftigungslos ge-
wordene Arbeitskräfte zur Annahme einer
Stelle abnimmt. Darüber hinaus wirkt sich bei
strukturellen Veränderungen der Wirtschaft
ein hohes Leistungsniveau der Arbeitslosen-
versicherung negativ auf die Ausgleichspro-
zesse aus. Dies ist der Tatsache zuzuschrei-
ben, dass für Personen, die im güterproduzie-
renden Sektor arbeitslos geworden sind, der
Anreiz zu einer Beschäftigungsaufnahme im
expandierenden Dienstleistungssektor bei
entsprechend niedrigeren Löhnen nur gering
ist. Empirische Untersuchungen deuten dar-

auf hin, dass dies sowohl zur hohen Arbeits-
losigkeit als auch zur großen Anzahl nicht
besetzter Stellen für gering qualifizierte Ar-
beitnehmer, insbesondere im Dienstleistungs-
sektor, beigetragen hat. Zudem beeinträchti-
gen überproportional ansteigende Steuern
bzw. eine Verschärfung der Kriterien für den
Erhalt von Sozialleistungen durch eine Ver-
ringerung der Anreize für Bildungsinvestitio-
nen die Effizienz, mit der Ausgleichsprozesse
auf strukturelle Veränderungen reagieren.
Schließlich begünstigen andere Sozialleistungs-
systeme wie Erwerbsunfähigkeits- und Vor-
ruhestandsregelungen eine Nichterwerbsbe-
teiligung und verringern die Verfügbarkeit er-
fahrener Arbeitskräfte.

Wie aus Tabelle 12 zu entnehmen ist, gibt es
zwischen den Sozialleistungssystemen der ein-
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zelnen Euro-Länder große Unterschiede. In
Finnland ist die Höchstbezugsdauer von Ar-
beitslosenunterstützung theoretisch unbe-
grenzt und die Brutto-Lohnersatzquoten sind
recht hoch, während in Italien die Bezugsdau-
er recht kurz ist und die Brutto-Lohnersatz-
quoten ziemlich niedrig sind. Die Reformen
der Arbeitslosenunterstützungssysteme im
Euroraum konzentrieren sich auf eine Sen-
kung des Leistungsniveaus der Arbeitslosen-
unterstützung und eine Verschärfung der Kri-
terien für den Leistungsbezug für mehrere
Kategorien von Arbeitslosen oder erwerbs-
unfähig gewordenen Arbeitskräften. Zwar zie-
len die Reformen der Sozialleistungssysteme in
den Ländern des Eurogebiets in die richtige Rich-
tung, häufig werden sie jedoch nur zaghaft um-
gesetzt und reichen in den meisten Fällen nicht
sehr weit.

Die Steuer- und Sozialleistungssysteme kön-
nen neben ihrem unmittelbaren Einfluss auf
den Ausgleichsprozess am Arbeitsmarkt zwi-
schen Arbeitslosen und offenen Stellen auch
die allgemeine Funktionsfähigkeit des Arbeits-
markts beeinträchtigen, indem sie der Schaf-
fung zusätzlicher Arbeitsnachfrage und zusätz-
lichen Arbeitsangebots entgegenstehen. Steu-
er- und Sozialleistungssysteme, die den
Unternehmen hohe Steuer- und Sozialabga-
ben aufbürden und dadurch die Steuerlast und
Arbeitskosten erhöhen, beeinträchtigen
insgesamt die Nachfrage nach Arbeitskräften.
Über die im Folgenden aufgeführten Trans-
missionsmechanismen können sie auch das
Arbeitsangebot beeinträchtigen:

• Arbeitslosenunterstützungssysteme verrin-
gern den Anreiz für Arbeitslose, eine Be-
schäftigung aufzunehmen, und können
sogar dazu führen, dass sich bei einer im
Vergleich zum potenziellen Nettoeinkom-
men nach Steuern hohen Arbeitslosenun-
terstützung einige Arbeitskräfte ganz vom
Arbeitsmarkt zurückziehen („Arbeitslosig-
keitsfalle“).28

• Steuer- und Sozialleistungssysteme wirken
sich, insbesondere im Niedriglohnsektor,
auch negativ auf die Arbeitsleistung aus.
Dies ist darauf zurückzuführen, dass ein

gesteigerter Arbeitseinsatz in Form von
mehr Arbeitsstunden sich aufgrund der
Steuerprogression bzw. eines verringerten
Anspruchs auf Sozialleistungen nicht in ei-
nem ausreichenden Anstieg des Nettoar-
beitseinkommens niederschlägt („Armuts-
falle“).

• Einige Sozialleistungssysteme (z. B. Vorru-
hestands- und Erwerbsunfähigkeitsregelun-
gen) begünstigen anstatt der Stellensuche
die Nichterwerbsbeteiligung. So verstärken
großzügige Vorruhestandsregelungen den
Anreiz zum Rückzug aus dem Erwerbsle-
ben. Ihr mit Blick auf den Arbeitsanreiz
negativer Einfluss hat in vielen Ländern des
Eurogebiets über alle Bildungsstände und
Berufe hinweg zu niedrigen Erwerbsquo-
ten bei Arbeiternehmern im Alter von 55
bis 64 Jahren beigetragen.

Was die Steuersätze anbelangt, so ist der
Einfluss eines geänderten Grenzsteuersatzes
auf das Arbeitskräfteangebot ambivalent, da
Einkommens- und Substitutionseffekte ge-
wöhnlich umgekehrte Vorzeichen haben.
Einerseits bedeutet eine niedrigere Besteue-
rung der Arbeit eine wahrscheinliche Erhö-
hung des Arbeitsangebots durch den Arbeit-
nehmer, ausgelöst durch die Attraktivität des
gestiegenen Realeinkommens verglichen mit
den gestiegenen Kosten der Freizeit (Substi-
tutionseffekt). Andererseits könnte der An-
stieg des Nettoeinkommens auch zu einer
Verringerung des Arbeitsangebots durch den
Arbeitnehmer führen (Einkommenseffekt).
Die empirische Literatur gelangt mehrheitlich
zu dem Schluss, dass eine Verringerung der
Gesamtsteuerbelastung zu einem Rückgang der
Arbeitslosigkeit bei gleichzeitiger Erhöhung
des Arbeitsangebots führen dürfte, obgleich
sich die Auswirkungen als relativ schwach he-
rausgestellt haben.29

28 Eine hohe Arbeitslosenunterstützung könnte jedoch auch zu
einer höheren Erwerbsquote führen, da die Erwerbsbeteiligung
eine Voraussetzung für den Bezug von Leistungen ist. Eine
großzügige Arbeitslosenunterstützung wirkt sich daneben auch
auf die Lohnverhandlungen aus, da sie einen Anreiz für höhere
Tarifabschlüsse darstellt.

29 Siehe z. B. Nickell (1997).
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Während der vergangenen Jahre haben in vie-
len Ländern des Euroraums Reformen zur
Verringerung der hohen Steuerbelastung
stattgefunden.30 Laut Berechnungen der Eu-
ropäischen Kommission wurden zwischen
1997 und 2000 in verschiedenen Ländern des
Eurogebiets die Grenzsteuersätze gesenkt.31

Des Weiteren wurden im Rahmen einer akti-
ven Arbeitsmarktpolitik Maßnahmen zur Sub-
ventionierung niedrig entlohnter Beschäfti-
gungsverhältnisse ergriffen, um das effektive
Arbeitsangebot von niedrig qualifizierten Ar-
beitskräften zu erhöhen, so z. B. in Modell-
versuchen in Deutschland, wo diese Maßnah-
men mittlerweile ausgeweitet werden.
Insgesamt stellen solche Maßnahmen jedoch,
verglichen mit den notwendigen Reformen
der Steuer- und Sozialleistungssysteme, nur
eine zweitrangige Lösung dar. Darüber hin-
aus haben einige Länder zur Erreichung einer
höheren Erwerbsbeteiligung damit begonnen,
ihre Altersversorgungssysteme zu reformie-
ren und den Anwendungsbereich von (Vor-)
Ruhestandsregelungen einzuschränken, was
vielfach durch eine Anhebung des Rentenal-
ters geschah. Insgesamt gesehen sollten die
Euro-Länder die Reform ihrer Steuer- und Sozial-
leistungssysteme mit dem Ziel einer Steigerung
von Arbeitsangebot und -nachfrage unter Wah-
rung gesunder öffentlicher Haushalte auf der po-
litischen Agenda auch künftig ganz oben anset-
zen.

Kündigungsschutzregeln und damit in
Zusammenhang stehende Regulierungen

Bei den Regelungen zum Kündigungsschutz
bestehen zwischen den Ländern des Euroge-
biets große Unterschiede, und zwar was die
Strenge insgesamt als auch die Bedeutung ein-
zelner Bestimmungen anbelangt.32 Bei einem
strengen Kündigungsschutz neigen die Unter-
nehmen dazu, offene Stellen nur mit Arbeits-
kräften zu besetzen, die ziemlich genau ihrem
Anforderungsprofil entsprechen, da Entlassun-
gen in der Regel kostspielig sind. Dies könnte
die berufliche Mobilität erheblich einschrän-
ken. Wenn den Unternehmen bei Entlassun-
gen hohe Kosten entstehen, werden sie bei
Stellenbesetzungen zögerlicher sein. Dies ver-

mindert in Aufschwungsphasen tendenziell die
Zahl der Neueinstellungen. Analog dazu nei-
gen Unternehmen in Abschwungsphasen zu
stärkerer Zurückhaltung bei Entlassungen. So
reduziert der Kündigungsschutz infolge eines
geringeren Zuflusses in die Arbeitslosigkeit
tendenziell die kurzfristige Arbeitslosigkeit.
Wegen eines geringeren Abflusses aus der
Arbeitslosigkeit scheint er andererseits die
Langzeitarbeitslosigkeit zu erhöhen. Ein stren-
ger Kündigungsschutz kann die Arbeitsmarkt-
flexibilität verringern, indem er nicht genü-
gend Anreize für eine Anpassung der Beschäf-
tigung an konjunkturelle und strukturelle
Veränderungen bietet und dadurch die Pro-
duktivität beeinträchtigt.

Nach Feststellungen der OECD (1999) wirkt
sich der Kündigungschutz in erster Linie auf
die Beschäftigungschancen von Frauen mittle-
ren Alters sowie auf junge und ältere Be-
schäftigte aus. Dies führt dazu, dass der Ar-
beitsmarkt nicht ausreichend in der Lage ist,
bei bestimmten Gruppen Arbeitsangebot und
-nachfrage zusammenzuführen.33 Dies dürfte

30 Es wurden länderübergreifend Steuersenkungsmaßnahmen
durchgeführt (so z. B. in Deutschland, Spanien, Frankreich, Itali-
en, Luxemburg und den Niederlanden). Einer der Schwerpunkte
war die Verminderung der Steuerbelastung im unteren und
mittleren Einkommensbereich (z. B. in Belgien, Frankreich,
Deutschland, Griechenland, Österreich und Irland). Eine Über-
sicht über die jüngsten Steuerreformen in der EU findet sich bei
Carone und Salomäki (2001, S. 29-32). Am 1. Januar 2001
wurde in Luxemburg eine zweistufige Steuerreform auf den
Weg gebracht, von der sowohl die Beschäftigten als auch die
Unternehmen profitieren. Irland versuchte, die Frauenerwerbs-
quote  zu erhöhen (z. B. durch die „Individualisierung“ der
Steuerbandbreite des Regelsatzes, wodurch verheirateten Frau-
en ein stärkerer Anreiz zur Erwerbstätigkeit geboten wird).
Weitere Maßnahmen (z. B. in Deutschland und Griechenland)
zielten auf eine Verringerung oder Stabilisierung der Sozialversi-
cherungsbeiträge ab.

31 Vgl. dazu Europäische Kommission (2001b), S. 85–95.
32 Zu den Einstellungsregelungen zählen z. B. Bestimmungen zur

Förderung benachteiligter Gruppen, Bedingungen für den Ein-
satz zeitlich begrenzter bzw. unbefristeter Beschäftigungsver-
hältnisse sowie Ausbildungserfordernisse. Zu den Kündigungsre-
gelungen zählen Entlassungsverfahren, vorgeschriebene Kündi-
gungsfristen, Abfindungszahlungen und besondere Voraus-
setzungen für Kollektiventlassungen sowie Kurzarbeit. Beschäfti-
gungsschutz kann durch den freien Markt, die Arbeitsgesetzge-
bung, Tarifvereinbarungen oder durch die Auslegung von gesetz-
lichen und vertraglichen Bestimmungen durch die Gerichte ge-
währleistet werden.

33 Aus der Untersuchung geht ebenfalls hervor, dass der Kündi-
gungsschutz wenig Einfluss auf die Gesamtarbeitslosigkeit hat.
Sie könnte sich aber auf die demographische Zusammenset-
zung der Arbeitslosigkeit auswirken, die bei Männern im mittle-
ren Lebensalter unterdurchschnittlich und insbesondere bei jun-
gen Arbeitskräften überdurchschnittlich ausfällt.
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mit der Überlegung in Zusammenhang ste-
hen, dass die einem Unternehmen durch nicht
zufrieden stellende Personalrekrutierungen
entstehenden Kosten wahrscheinlich mit stei-
gendem Kündigungsschutz zunehmen.
Dadurch könnten Firmen geneigt sein, Ein-
stellungen von Arbeitskräften zu vermeiden,
wenn deren Qualifikationen für das Unter-
nehmen nicht unmittelbar ersichtlich sind
(z. B. bei jungen Arbeitskräften). Diese struk-
turellen Auswirkungen werden auch von
Heckmann und Pagés (2000) beobachtet. Die-
se weisen im Gegensatz zur OECD (1999),
die zwar auch einen negativen, statistisch je-
doch nicht signifikanten Einfluss des Kündi-
gungsschutzes auf die Beschäftigungsquote
insgesamt feststellte, einen erheblichen nega-
tiven Einfluss sowohl auf die Gesamtbeschäf-
tigung als auch auf die Arbeitslosigkeit in den
OECD-Ländern nach.34 Die OECD-Studie aus
dem Jahr 1999 stellt fest, dass sich in vielen
Ländern des Eurogebiets die Strenge des Kün-
digungsschutzes bei unbefristeten wie befris-
teten Beschäftigungsverhältnissen in den
Neunzigerjahren verringert hat. So wurden
z. B. in Spanien seit Beginn des letzten Jahr-
zehnts mehrere Reformen des Kündigungs-
schutzes und damit in Zusammenhang ste-
hender Regelungen unternommen, einschließ-
lich der Schaffung eines neuen Arbeitsvertrags
ohne Befristung, bei dem geringere Abfin-
dungszahlungen und Sozialversicherungs-Bei-
tragsrabatte vorgesehen sind. In Frankreich
wurden der OECD-Studie des Jahres 1999
zufolge die Rechtsvorschriften zum Kündi-
gungsschutz in den Neunzigerjahren offen-
sichtlich ausgeweitet, während sie in Grie-
chenland, Irland und Österreich unverändert
blieben. In jüngerer Zeit verminderte Grie-
chenland den Kündigungsschutz, während in
Deutschland und Frankreich entgegengesetz-
te Trends bzw. Absichten zu beobachten
sind.35 Für eine Steigerung der Produktivität und
effizientere Allokation der Arbeitskräfte dürfte es
vorteilhaft sein, die Strenge des Kündigungsschut-
zes und verwandter Regelungen in vielen Euro-
Ländern zu vermindern.

Arbeitszeit

Flexiblere Arbeitszeiten könnten zu einer bes-
seren Anpassung des Arbeitsangebots an
Nachfrageänderungen beitragen und dadurch
die Funktionsweise des Arbeitsmarkts
insgesamt verbessern. Arbeitszeitkonten so-
wie die Möglichkeit eines Wechsels zwischen
Voll- und Teilzeitstellen erlauben es den Un-
ternehmen, das Beschäftigungsniveau flexib-
ler an Produktionsveränderungen anzupassen,
und gestatten es den Beschäftigten, ihre Ar-
beitszeit entsprechend ihren privaten Bedürf-
nissen zu gestalten. Der Anteil der Teilzeit-
beschäftigten im Euro-Währungsgebiet ist
zwischen 1991 und 2000 von 11,2 % auf
16,5 % angestiegen (siehe Tabelle 3). Dabei
bestehen zwischen den einzelnen Ländern
große Unterschiede. Die Spannbreite der Teil-
zeitquoten reichte im Jahr 2000 von 4,6 % für
Griechenland bis 41,2 % für die Niederlande.

Bei den Arbeitszeitreformen ist kein einheit-
licher Trend zu erkennen. Während in den
letzten Jahren einige Regierungsinitiativen eine
generelle Arbeitszeitverkürzung vorsahen
(z. B. in Belgien, Frankreich und Italien), hat-
ten andere Initiativen auf gesetzlicher oder
tariflicher Ebene die Einführung flexiblerer
Arbeitszeiten zum Ziel. So wurde kürzlich in
Frankreich und Portugal sowie vereinzelt auch
in Italien und Griechenland eine moderate
Verringerung der durchschnittlichen Jahres-
arbeitszeit durch eine flexiblere Arbeitszeit-
regelung erkauft. Der österreichische Arbeits-
markt hat Erfahrungen mit verschiedenen For-
men der Arbeitszeitflexibilisierung gemacht,
so z. B. mit Bandbreitenmodellen, bei denen
die reguläre Arbeitszeit erheblich ausgewei-
tet werden kann. In Deutschland reduzierten
während des letzten Wirtschaftsaufschwungs
Arbeitszeitkonten wirkungsvoll die Notwen-
digkeit von Überstundenvergütungen und tru-
gen so zu einer Dämpfung des Lohndrucks
bei. Damit die Unternehmen besser in der Lage
sind, ihre Produktion an konjunkturelle Schwan-

34 Siehe Heckman und Pagés (2000).
35 In Deutschland wurden die Lockerungen des Kündigungsschut-

zes durch die zuletzt verabschiedeten Gesetze großenteils wieder
rückgängig gemacht.
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kungen anzupassen, wäre es wünschenswert, die
Arbeitszeit weiter zu flexibilisieren.

Arbeitsmobilität

Das Maß an Arbeitsmobilität, das eng mit den
vorhandenen Arbeitsmarktinstitutionen zu-
sammenhängt, beeinflusst gleichfalls die Effizi-
enz der Ausgleichsprozesse. Empirische Un-
tersuchungen weisen darauf hin, dass regio-
nale Arbeitsmarkt-Mismatches in einigen
Ländern des Eurogebiets offensichtlich
besonders ausgeprägt sind. Dies deutet auf
eine mangelnde regionale Arbeitsmobilität so-
wie eine geringe Mobilität zwischen den Län-
dern der Europäischen Union (EU) hin, unge-
achtet der Tatsache, dass die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer ein Grundprinzip des Ver-
trags zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft darstellt.36 Eine Verringerung der
regionalen Arbeitsmarkt-Mismatches setzt
also eine größere geographische Mobilität und
stärkere Mobilitätsanreize voraus. Letztere
hängen davon ab, ob der aus dem Ortswech-
sel erwachsende Zusatznutzen die wirtschaft-
lichen und sozialen Kosten des Umzugs auf-
wiegt.37 Der Grad an Arbeitsmobilität wird
dabei auch durch Arbeitsmarktinstitutionen
wie Steuer- und Sozialleistungssysteme oder
den Grad der Zentralisierung der Tariflohn-
verhandlungen beeinflusst. So können zentra-
lisierte Tarifverhandlungssysteme verhindern,
dass ein angemessenes regionales Lohngefälle
zustande kommt. Wenn darüber hinaus die
Arbeitslosenunterstützungssysteme nicht für
genügend Arbeitsanreize sorgen, werden an-
gesichts der hohen Migrationskosten die regi-
onalen Arbeitsmarktungleichgewichte fortbe-
stehen.38 Vor diesem Hintergrund spielen Mo-
bilitätszuschüsse für junge Menschen, z. B. in
Deutschland, eine zunehmend wichtige Rolle.
Allerdings wird der Einfluss institutioneller
Reformen, wie z. B. verstärkter Arbeitsanrei-
ze infolge reformierter Steuer- und Sozial-
leistungssysteme, nicht direkt für mehr An-
reize zur Arbeitsaufnahme und Migration sor-
gen und daher auch nicht unmittelbar zu einer
verbesserten Funktion des Ausgleichsprozes-
ses am Arbeitsmarkt führen. Daher ist es wich-
tig, dass durch eine hinreichende regionale Lohn-

differenzierung ein Beitrag zur Überwindung der
regionalen Ungleichgewichte an den Arbeitsmärk-
ten geleistet wird.

Aufgrund der bestehenden Schwierigkeiten
bei der Anwerbung von hoch qualifizierten
Arbeitnehmern wie Software-Ingenieuren
oder gering qualifizierten Arbeitskräften wie
Saisonarbeitern in der Landwirtschaft und im
Dienstleistungsbereich spielt die Einwande-
rung aus Nicht-EU-Ländern gegenwärtig und
künftig eine wichtige Rolle bei der Befriedi-
gung der Personalnachfrage und der Verrin-
gerung eines sektoralen und berufsspezifi-
schen Arbeitskräftemangels. Dies gilt für eine
ganze Reihe von Ländern. Insbesondere zur
Beseitigung des Mangels an hoch qualifizier-
ten Arbeitskräften führte Deutschland ein Zu-
wanderungsprogramm für IT-Fachkräfte
(„Green Card“) ein und Frankreich erleich-
terte die Anwerbebedingungen bzw. Kriteri-
en für die Ausgabe von Arbeitsvisa für hoch
qualifizierte Fachkräfte.39

Zwei weitere Aspekte sind zu berücksichti-
gen:

• Zuwanderung kann kurzfristig die Auswir-
kungen der Mismatches am Arbeitsmarkt
abfedern, da sie zur Verringerung eines

36 Eine Übersicht zur Beschäftigung von Ausländern und der Ar-
beitsmobilität im Euro-Währungsgebiet und der EU findet sich
z. B. in OECD (2001).

37 Die Kosten der Migration hängen von einer breiten Palette von
Faktoren ab, die von den tatsächlichen Umzugskosten bis hin zu
den Transaktionskosten auf dem Wohnungsmarkt reichen.
Daneben werden in der EU als zusätzliches Erschwernis der
Mobilität zwischen den Ländern des Euroraums häufig die
sprachlichen Unterschiede genannt. Darüber hinaus existieren
nach wie vor eine Reihe administrativer Hindernisse wie die
Nichtanerkennung von Berufsausbildungsabschlüssen und einge-
schränkte Möglichkeiten der Übertragung von Versorgungsan-
sprüchen in ein anderes Mitgliedsland.

38 Eine Erörterung des Einflusses zentralisierter Lohnverhandlun-
gen auf die regionale Arbeitslosigkeit findet sich bei Boeri, Layard
und Nickell (2000).

39 Die Steuerung der Zuwanderung in die EU obliegt an erster
Stelle immer noch den Mitgliedstaaten. Die Europäische Kom-
mission bringt allerdings zunehmend den Vorschlag ins Spiel, für
die Einwanderungspolitik auf Gemeinschaftsebene ein „offenes
Koordinierungsverfahren“ einzuführen. Grundlage hierfür sind
die Schlussfolgerungen des Europäischen Rats in Tampere aus
dem Jahr 1999, welche die Vereinbarung enthalten, über eine
effizientere Steuerung der Zuwanderungsströme nachzuden-
ken, unterstützt durch den Vorschlag zur Ausarbeitung „Europä-
ischer Leitlinien zur Zuwanderung“ (siehe Europäische Kommis-
sion (2001c)).
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schwerwiegenden Arbeitskräftemangels
beitragen kann. Zuwanderung könnte da-
her zu einem Nachlassen des Lohndrucks
führen und Hürden für das Produktions-
wachstum beseitigen.

• Längerfristig könnte die Zuwanderung
allerdings zur Unterbindung stärkerer An-

reize zur Reduzierung der bestehenden Ar-
beitslosigkeit führen, wenn dadurch die An-
reize verringert werden, Arbeitsmarktre-
formen durchzuführen, die den eigentlichen
Ursachen der ungenügenden Anpassungs-
fähigkeit des Arbeitsmarkts zu Leibe rü-
cken.40

5 Schlussbemerkungen

Die gezielten Arbeitsmarktreformen, die in
den Neunzigerjahren in den Euro-Ländern er-
griffen wurden, trugen während des Konjunk-
turaufschwungs von 1997 bis 2000 zum kräf-
tigen Beschäftigungswachstum und zum deut-
lichen Rückgang der Arbeitslosigkeit in vielen
Euro-Ländern bei. Dies vollzog sich trotz des
zunehmend von Wettbewerb geprägten glo-
balen Umfelds und des mit einer vermehrten
Nachfrage nach Fachkräften einhergehenden
technologischen Wandels. Beide Entwicklun-
gen verstärken in der Regel die negativen
Folgen bestehender Schieflagen am Arbeits-
markt. Es lässt sich nur schwer abschätzen,
inwieweit diese Reformen die Lage am Ar-
beitsmarkt verbessert haben, indem sie ein
besseres Funktionieren der Arbeitsmärkte im
Allgemeinen gefördert oder dazu beigetragen
haben, dass es den Arbeitsmärkten besser
gelingt, insbesondere Arbeitslose und offene
Stellen zusammenzubringen. Wie in Kapitel 2
dargelegt, wird eine Beurteilung der Auswir-
kungen der Arbeitsmarktreformen auf die Ef-
fizienz der Ausgleichprozesse am Arbeits-
markt zum einen durch die Schwierigkeit ei-
ner Trennung zwischen konjunkturellen und
strukturellen Veränderungen und zum ande-
ren durch beträchtliche statistische Hinder-
nisse, besonders die im Hinblick auf die offe-
nen Stellen unzureichende Datenqualität, er-
schwert.

Vor diesem Hintergrund sieht der vorliegen-
de Bericht davon ab, verbindliche Schlussfol-
gerungen über die Veränderungen der Effizi-
enz der Ausgleichsprozesse in den Euro-Län-
dern zu ziehen. Gleichwohl lassen die
erhobenen Daten darauf schließen, dass in
vielen Bereichen nach wie vor gravierende

Ungleichgewichte bestehen, die noch reich-
lich Spielraum für eine Fortsetzung des Re-
formprozesses am Arbeitsmarkt lassen. Jedes
Land sollte die grundlegenden Ursachen die-
ser Ungleichgewichte erkennen und entspre-
chende Maßnahmen ergreifen. Eine effiziente-
re Arbeitsvermittlung, flexiblere Löhne und
eine größere Lohndifferenzierung, verbesser-
te schulische und berufliche Ausbildung so-
wie lebenslanges Lernen, Reformen des Steu-
er- und des Sozialleistungssystems, weniger
restriktive Kündigungsschutzbestimmungen,
flexiblere Arbeitszeiten sowie Maßnahmen zur
Erhöhung der Mobilität der Arbeitskräfte tra-
gen jeweils zu einem effizienteren Ausgleichs-
prozess und zu flexibleren Arbeitsmärkten
bei. Zwar haben die Euro-Länder dahinge-
hend zweifellos gewisse Fortschritte bei der
Verbesserung des Funktionierens ihrer Ar-
beitsmärkte erzielt, doch waren viele dieser
Reformen nicht weitreichend genug oder wur-
den erst vor Kurzem in Angriff genommen,
sodass sie erst langsam Auswirkungen zeigen.
Die anhaltend hohe Arbeitslosenquote, die
geringe Erwerbsbeteiligung und die sich un-
terschiedlich entwickelnden Arbeitsmärkte im
Euroraum lassen erkennen, dass weiterhin ein
großer Handlungsbedarf besteht.

40 In Griechenland stellt die Zuwanderung in erster Linie eine
Ergänzung der einheimischen Arbeitskräfte dar, und zwar im
häuslichen Bereich, in der Altenpflege und Landwirtschaft, im
Baugewerbe, Tourismus und in kleinen Produktionsbetrieben.
Ein Mangel an Arbeitskräften besteht jedoch nach wie vor in
mittleren und großen Produktionsbetrieben sowie für durch-
schnittlich und hoch spezialisierte Arbeitsplätze im Dienstleis-
tungssektor. Die Anreize zu Arbeitsmarktreformen haben sich
also durch die Zuwanderung nicht abgeschwächt.
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Anhang 1

Indikatoren und Erfassungsbereich Datenverfügbarkeit und -verlässlichkeit
Informationsquellen

Tabelle 13
Wichtigste Informationsquellen für die Einschätzung der Mismatches an den
Arbeitsmärkten im Euro-Währungsgebiet

Arbeitslosenquote
Quellen:
Arbeitskräfteerhebung
von Eurostat:
Aufschlüsselung nach
Ausbildungsstand, Beruf
und Dauer.
Nationale Quellen.

Bei der Aufschlüsselung nach Aus-
bildungsstand alle Länder mit Ausnah-
me Irlands und Luxemburgs. Bei der
Aufschlüsselung nach Berufen alle Län-
der außer Frankreich und den Nieder-
landen. Bei der Aufschlüsselung nach
der Dauer alle Länder außer Irland. Die
Daten zur Dauer der Arbeitslosigkeit
wurden für Irland vom Central Statistical
Office und für Luxemburg von der Ad-
ministration de l’Emploi (der staatlichen
Arbeitsverwaltung) zur Verfügung ge-
stellt.

Die Aufschlüsselung nach dem Ausbildungsstand ist
für die Jahre 2000 bis 1992 jährlich verfügbar, und
die Aufschlüsselung nach Berufen steht für Deutsch-
land, Spanien, Portugal, Luxemburg und Italien bis
ins Jahr 1992 zurück, für Belgien bis 1993 und Öster-
reich und Finnland bis 1995 zur Verfügung. Die
Aufschlüsselung nach Regionen (aus der REGIO-Da-
tenbank) ist bis Anfang der Achtzigerjahre zurück
verfügbar, außer für Deutschland (1991), Österreich
(1993) und Finnland (1996).
Die (aus der Eurostat-Arbeitskräfteerhebung verfüg-
baren) Daten entsprechen harmonisierten Definitio-
nen und werden nach identischen Klassifikationen
aufbereitet.

Offene Stellen 1)

Quellen:
BIZ und NZBen.

Verfügbar für die Gesamtwirtschaft.
Entsprechende Daten werden nur in Bel-
gien, Deutschland, Spanien, Luxemburg,
den Niederlanden, Österreich, Portugal
und Finnland, d. h. 60 % des Euro-
Währungsgebiets, veröffentlicht. Die
Angaben für Griechenland und Luxem-
burg wurden von den jeweiligen NZBen
zur Verfügung gestellt.

Eine Aufschlüsselung nach Ausbildungsstand, Beruf
und Region ist in vielen Ländern für Anfang bzw.
Ende der Neunzigerjahre nicht verfügbar.
Den Aufschlüsselungen nach Ausbildungsstand, Be-
ruf oder Region liegt keine harmonisierte Systematik
zugrunde.
Die Angaben über offene Stellen umfassen nur einen
kleinen Teil 2) der tatsächlichen Zahl der Stellen-
angebote, da sie den bei den Arbeitsämtern gemelde-
ten offenen Stellen entsprechen und andere Quellen
wie Zeitungen, das Internet und private Vermittlungs-
agenturen unberücksichtigt lassen. Die Daten sind
nicht länderübergreifend harmonisiert.
Darüber hinaus könnte der Anteil der registrierten
offenen Stellen an der Gesamtzahl im Laufe der Zeit
Schwankungen unterliegen, insbesondere bei Kon-
junkturveränderungen; ferner könnte er durch einige
der in den europäischen Ländern durchgeführten
Arbeitsmarktreformen beeinflusst werden. Vor allem
der flexiblere Einsatz von Aushilfsbeschäftigten über
private Vermittlungsagenturen würde den Anteil der
bei den Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stellen
verringern. Schließlich könnten einige Stellen, die
mittlerweile wieder besetzt worden sind, bei den
Arbeitsämtern noch als offen gemeldet sein, wenn die
Unternehmen eine rechtzeitige Benachrichtigung des
Arbeitsamts vergessen haben. Daher sind die
Veränderungsdaten von größerem Aussagewert als
die Bestandsdaten.

Datenverfügbarkeit und Datenprobleme

Bei der Beurteilung der Zweckdienlichkeit der
Arbeitslosenquoten und der Daten über offe-
ne Stellen sowie der Relationen zwischen die-
sen beiden Messgrößen in Form von Mis-
match-Indikatoren sind die Abgrenzungen und
die Verfügbarkeit entsprechender Daten für
die Arbeitslosigkeit und insbesondere die of-
fenen Stellen zu beachten. Während zur Ar-
beitslosigkeit weithin verwendete statistische
Definitionen vorliegen, z. B. diejenigen, die

auf den allgemeinen anerkannten Kriterien
der Internationalen Arbeitsorganisation be-
ruhen, sind Daten über offene Stellen einer
Reihe von Einschränkungen unterworfen, da
sie aufgrund der Tatsache, dass sie lediglich
die bei den Arbeitsämtern gemeldeten Va-
kanzen enthalten, häufig nicht repräsentativ
sind. Daher erfassen diese Angaben lediglich
einen kleinen Teil der tatsächlichen Anzahl
an Stellenangeboten. Wenn die offiziellen An-



33EZB •  M i s m a t c h e s  a m  A r b e i t s m a r k t  d e r  L ä n d e r  d e s  E u r o - W ä h r u n g s g e b i e t s  •  März  2002

Noch: Tabelle 13

Indikatoren und Erfassungsbereich Datenverfügbarkeit und -verlässlichkeit
Informationsquellen

1) Der vorliegende Bericht bezieht sich auf die unbesetzt gebliebenen Stellen (Bestandsgrößen), die möglicherweise ein besserer
Indikator für den Arbeitskräftemangel sind als die Angaben über neu frei werdende Stellen (Stromgrößen). Hierzu stehen aber
ebenfalls Zahlenangaben zur Verfügung, die für künftige Analysen von friktionellen Engpässen von Nutzen sein könnten.

2) Nach den vorliegenden Untersuchungen dürfte in Deutschland der Anteil der gemeldeten offenen Stellen lediglich ein Drittel der
Gesamtzahl an offenen Stellen ausmachen und in Spanien und Portugal nur 10 %–20 %.

Umfragen
Quelle:
Branchenumfragen der
Europäischen
Kommission (EK).

Offene Stellen (Forts.) 1)

Verarbeitendes Gewerbe nur bei
EK-Umfragen.
Die Daten wurden von der EK noch
nicht veröffentlicht, stehen mittler-
weile jedoch in deren Datenbank
zur Verfügung.
Für das Euro-Währungsgebiet ist
eine Aufschlüsselung nach Aus-
bildungsstand, Beruf oder Branche
nicht verfügbar.

Aufschlüsselungen der offenen Stellen sind aufgrund
von Erfassungsfehlern nicht ganz abgesichert und
überzeichnen z. B. tendenziell den Anteil der bei den
Arbeitsämtern registrierten gering qualifizierten Per-
sonen.

Zeitnahe Daten und Quartalswerte, die jeweils in der
zweiten Woche des Monats nach der Umfrage
veröffentlicht werden. (Der Fragebogen wird den
Unternehmen im Januar, April, Juli und Oktober
zugesandt).
Direktere Indikatoren des Arbeitskräftemangels.
Daten sind länderübergreifend harmonisiert.
Verzerrter Schätzer wegen des beschränkten
sektoralen Erfassungsgrads.
Die Unternehmen nennen den Arbeitskräftemangel
als Hauptursache für Produktionshemmnisse. Sie
werden aufgefordert, nur jeweils eine Ursache zu
nennen (Arbeitskräftemangel, ungenügende Nach-
frage, fehlende Ausrüstungsgüter, sonstiges). Daher
könnte das Ausmaß des Arbeitskräftemangels in den
Umfrageergebnissen unterzeichnet werden, da darin
nicht die Unternehmen erfasst sind, die zwar auch
Personalbeschaffungsschwierigkeiten haben, aber
andere Produktionshemmnisse in den Vordergrund
stellen.
Dennoch subjektive, auf Unternehmensangaben be-
ruhende Informationen. Die Meldung größerer
Personalbeschaffungsschwierigkeiten könnte auf
einen Memory-Effekt zurückzuführen sein, d. h., die
implizite Referenzperiode der Unternehmen ist häufig
Anfang oder Mitte der Neunzigerjahre, als
qualifizierte (und für die angebotene Stelle oftmals
überqualifizierte) Arbeitskräfte jederzeit verfügbar
waren.

gaben durch Erhebungsdaten ergänzt werden,
in denen Stellenangebote in Zeitungen, im
Internet und von privaten Vermittlungsagen-
turen berücksichtigt sind, lässt sich ein voll-
ständigeres Bild über das Ausmaß des Arbeit-
kräftemangels zeichnen. Branchenumfragen
können die Einschätzung erleichtern, ob Per-
sonalengpässe in jüngerer Zeit ein Produkti-
onshemmnis dargestellt haben.

Des Weiteren liegen Angaben über unbesetz-
te Stellen nur für Belgien, Deutschland, Grie-

chenland, Spanien, Luxemburg, die Nieder-
lande, Österreich, Portugal und Finnland vor,
auf die rund 60 % der Erwerbspersonen im
Euroraum entfallen. In Frankreich basieren die
verfügbaren Daten auf dem Zustrom offener
Stellen (neu frei werdende Stellen) und nicht
auf dem Bestand an (nicht besetzten) offenen
Stellen; hierüber stehen keine Angaben zur
Verfügung.
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Anhang 2

Abbildung 3
Beveridge-Kurven für die Länder des Euro-Währungsgebiets (errechnet aus den
Daten der Branchenumfragen der Europäischen Kommission)
(Arbeitskräftemangel/Arbeitslosenquote, in %)

0

2

4

6

8

10

12

109876 11 12

1996

2000

1983

1986

1990

1993

1998

-1

0

1

2

3

2000

1997

1992

1983

1988

0

5

10

15

20

2000

1990

1996
1983

1998
1988

1991

1987

1989

0

1

2

3

4

13

0

1

2

3

4

5

6

7

8
2000

0

2

4

6

8

10

4 5 6 7 8 9 10 11

1993

2000

1990

1997

1983

1995

15 17 19 21 23 25

2000

1983
1996

1998

1986

1988
1994

1993
1996

1983

1986

1998

Arbeitslosenquote Arbeitslosenquote

Arbeitslosenquote Arbeitslosenquote

ArbeitslosenquoteArbeitslosenquote

Arbeitskräftemangel

Arbeitskräftemangel

Arbeitskräftemangel Arbeitskräftemangel 

Arbeitskräftemangel

Arbeitskräftemangel

6 7 8 9 10 11 12

8 9 10 11 12 13 4 6 8 10 12 14 16 18

Belgien Deutschland

Griechenland Spanien

Frankreich Irland

Beveridge-Kurven (errechnet aus den Daten der Branchenumfragen
der Europäischen Kommission)

Die Angaben über offene Stellen werden hier
durch den Prozentanteil der Unternehmen
im verarbeitenden Gewerbe ersetzt, die Arbeits-
kräftemangel als größtes Produktionshemm-
nis anführen (Daten aus den Branchenumfra-
gen der Europäischen Kommission). Dabei
werden sämtliche Länder des Eurogebiets be-
rücksichtigt, einschließlich derer, für die kei-
ne Angaben über offene Stellen vorliegen. Die
Daten für Finnland stammen aus einer natio-

nalen Umfrage und konzentrieren sich auf den
Mangel an Fachkräften als Produktionshemm-
nis. Obgleich den Angaben über offene Stel-
len und den Umfragedaten verschiedene Kon-
zepte und Zielrichtungen zugrunde liegen,
entspricht die Form dieser Beveridge-Kurve
völlig der herkömmlichen Beveridge-Kurve
(welche die Quote der offenen Stellen im
Verhältnis zur Arbeitslosenquote darstellt)
und lässt ähnliche Schlussfolgerungen zu.
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Noch: Abbildung 3
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a) Die Umfragedaten decken 95 % des Euro-Währungsgebiets ab.
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Anhang 3

Länderspezifische Informationen zur Entwicklung der Mismatches
auf den Arbeitsmärkten

Neben den Beveridge-Kurven und den spezi-
fischen, für den vorliegenden Bericht berech-
neten Mismatch-Indikatoren sind ergänzende
Informationen nützlich bei der Beurteilung der
Entwicklung der Ungleichgewichte am Ar-
beitsmarkt auf der Ebene einzelner Länder. In
den folgenden Abschnitten wird die im Haupt-
teil vorgenommene allgemeine Einschätzung
für sechs Länder durch zusätzliche Informati-
onen ergänzt.

Deutschland

Da die Arbeitgeber nicht zur Meldung offe-
ner Stellen an die Bundesanstalt für Arbeit
verpflichtet sind, umfassen die gemeldeten of-
fenen Stellen nicht alle zu besetzenden Ar-
beitsplätze. Das Verhältnis zwischen gemel-
deten offenen Stellen und der Gesamtzahl an
offenen Stellen wird vom Institut für Arbeits-
und Berufsforschung (IAB) aufgrund einer
Umfrage auf lediglich rund 35 % geschätzt.
Die Quote verändert sich im Zeitverlauf und
ist bei niedriger (hoher) Arbeitslosigkeit ten-
denziell gering (hoch). Eine Beveridge-Kurve,
die auf Schätzungen aus Umfragen zu den of-
fenen Stellen und der standardisierten Ar-
beitslosenquote beruht, weist jedoch ein Mus-
ter auf, das weitgehend der aus den gemelde-
ten offenen Stellen und der registrierten
Arbeitslosenquote abgeleiteten Kurve ent-
spricht. Daher wird der Aussagewert der Be-
veridge-Kurve durch die Erfassungsprobleme
nicht in Frage gestellt. Allerdings werden die
Mismatch-Indikatoren, die auf der Struktur
der offenen Stellen beruhen, stark durch Er-
fassungsfehler beeinflusst. Die standardisierte
Arbeitslosenquote und insbesondere die
Langzeitarbeitslosenquote werden in
Deutschland durch überhöhte Angaben be-
einträchtigt, besonders wenn es sich um älte-
re Personen handelt. Nur ein sehr geringer
Anteil der Arbeitslosen im Alter zwischen 55
und 64 Jahren ist bereit, eine Beschäftigung
anzunehmen; viele der älteren Arbeitslosen
beabsichtigen nicht, ins Arbeitsleben zurück-
zukehren und suchen daher nicht aktiv nach

Arbeit. Sie sollten deshalb in der Arbeitskräf-
teerhebung als nicht erwerbstätig statt als
arbeitslos eingestuft werden. Dieses Phäno-
men erklärt teilweise die drastische Zunahme
der Langzeitarbeitslosigkeit um 21 Prozent-
punkte zwischen 1990 und 2000.

Spanien

Hinter der fehlenden Bewegung in der Beve-
ridge-Kurve auf Landesebene verbergen sich
unterschiedliche regionale Entwicklungen. Die
Regionen mit überdurchschnittlicher Arbeits-
losigkeit (Andalusien, Extremadura, Asturien,
Kantabrien, die Doppelregion Kastilien und
Galicien) verzeichneten in den Neunzigerjah-
ren eine deutliche Verschiebung ihrer Beve-
ridge-Kurven nach außen, während in den Re-
gionen, deren Arbeitslosenquoten mit rund
5 % erheblich unter dem Durchschnitt lagen
(Aragon, die Balearen, Navarra, Katalonien
und Rioja), im selben Zeitraum eine Verschie-
bung nach innen zu beobachten war. Der sta-
tistische Erfassungsgrad der offenen Stellen
ist überdies nach wie vor sehr gering und
berücksichtigt lediglich zwischen 10 % und
20 % der Gesamtzahl an offenen Stellen.

Frankreich

Die Beveridge-Kurve für Frankreich zeigt eine
recht deutliche Verschiebung nach außen, was
auf eine Verschlechterung der Effizienz der
Ausgleichsprozesse in den Neunzigerjahren
schließen lässt. Diese Schlussfolgerung, zu der
auch Pisani-Ferry (2000) gelangt, sollte mit
Vorsicht betrachtet werden. Erstens erfassen
die Erhebungsdaten, aus denen die Beveridge-
Kurve erstellt wurde, nur das verarbeitende
Gewerbe. Zweitens fällt die Verschiebung
nach außen etwas weniger deutlich aus, wenn
man die jüngere Zeit betrachtet, vor allem
das Jahr 2000. Tatsächlich nahmen im Jahr
2000 die von den Unternehmen als Reaktion
auf den starken Rückgang der Arbeitslosig-
keit gemeldeten Personalbeschaffungsschwie-
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rigkeiten in wesentlich geringerem Maße zu
als 1990 und könnten ein Anzeichen für eine
kürzlich stattgefundene Verbesserung des
Ausgleichsprozesses sein. Dies lässt sich
möglicherweise zum Teil durch die jüngsten
Arbeitsmarktreformen und insbesondere
durch die neueren, im Rahmen der öffentli-
chen Arbeitsvermittlungspolitik ergriffenen
Maßnahmen erklären, zu denen auch die be-
schäftigungspolitischen Leitlinien ermuntern.
Drittens scheint die geringere Effizienz der
Ausgleichsprozesse in den Neunzigerjahren
zwar durch qualifikatorische und regionale
Mismatch-Indikatoren, die anhand der Daten
aus der Arbeitskräfteerhebung und der RE-
GIO-Datenbank von Eurostat erstellt wur-
den, bestätigt zu werden. Andere Indikato-
ren, die auf stärker disaggregierte nationale
Daten zurückgreifen (Enquête emploi, INSEE),
zeichnen jedoch ein positiveres Bild von der
Entwicklung der qualifikatorischen, berufsbe-
dingten und regionalen Arbeitsmarktungleich-
gewichte dieser Dekade. Dies mag teilweise
auf den gewählten Zeitrahmen zurückzufüh-
ren sein. Die von Eurostat (Arbeitskräfteer-
hebung) zur Verfügung gestellten entspre-
chenden Zeitreihen beginnen erst 1992, wäh-
rend die Ungleichgewichte nationalen Quellen
zufolge offensichtlich zwischen 1990 und 1992
abgenommen haben.

Italien

Die auf den Ergebnissen der Branchenumfra-
ge der Europäischen Kommission beruhende
Beveridge-Kurve zeigt eine Verschiebung nach
außen, was auf eine im Vergleich zu den spä-
ten Achtzigerjahren verringerte Effizienz des
Ausgleichsprozesses hindeutet. Diese Ent-
wicklung wird noch deutlicher, wenn die Um-
fragedaten durch einen Stellenanzeigenindika-
tor (der auf der Anzahl der in den großen
italienischen Zeitungen inserierten offenen
Stellen fußt) ersetzt werden und statt der
Arbeitslosen die Bevölkerung im erwerbsfä-
higen Alter (zwischen 15 und 64 Jahren)
zugrunde gelegt wird. Eine geschätzte „Job-
Matching-Funktion“ führt jedoch zu entgegen-
gesetzten Ergebnissen und deutet auf eine

Steigerung der Effizienz des Ausgleichspro-
zesses hin (siehe Brandolini und Cipollone,
2001). Außerdem lässt sich an den anderen
Mismatch-Indikatoren (qualifikatorisch, regi-
onal und berufsbedingt) kein deutlicher Effizi-
enzrückgang beim Ausgleichsprozess in den
Neunzigerjahren ablesen. Darüber hinaus ver-
minderte sich der Anteil der Langzeitarbeits-
losen von 1990 bis 2000 deutlich um 8 Pro-
zentpunkte. Die Studie von Brandolini und
Cipollone (2001) bestätigt die Heterogenität
der Ergebnisse und lässt keine einfache Be-
wertung zu. Überdies stellen die Autoren fest,
dass anders als bei der Beveridge-Kurve die
meisten Indikatoren dafür sprechen, dass der
Ausgleichsprozess in den Neunzigerjahren vor
dem Hintergrund der im gleichen Zeitraum
durchgeführten Arbeitsmarktreformen effizi-
enter geworden ist, was allerdings mit einem
anhaltend gravierenden regionalen Mismatch
einherging.

Luxemburg

Der durchschnittliche Beschäftigungszuwachs
in Luxemburg lag, wie aus der Arbeitskräfte-
erhebung von Eurostat und der Tabelle 2 im
Hauptteil des vorliegenden Berichts zu erse-
hen ist, zwischen 1997 und 2000 bei 2,3 %.
Diese Zahl unterzeichnet allerdings in star-
kem Maße den Umfang der neu geschaffenen
Stellen in Luxemburg, da sie die Grenzgänger
aus dem Ausland außer Acht lässt.

Portugal

Die Beveridge-Kurve sollte mit Vorsicht be-
urteilt werden, da zwischen den späten Acht-
zigerjahren und den späten Neunzigerjahren
Messprobleme die Vergleichbarkeit der An-
gaben über offene Stellen beeinträchtigten.
Das Arbeitsamt war Ende der Achtzigerjahre
noch nicht vollständig eingerichtet. Dies hat-
te zur Folge, dass die Statistiken zur Arbeits-
losigkeit und zu den offenen Stellen nur von
sehr niedriger Qualität waren. Außerdem ist
der Erfassungsgrad bei den offenen Stellen
mit lediglich 10 % nach wie vor sehr gering.
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Anhang 4

Indikatoren der Mismatches am Arbeitsmarkt

Je nach zugrunde gelegtem theoretischen An-
satz können verschiedene Indikatoren für Mis-
matches am Arbeitsmarkt herangezogen wer-
den. Allerdings gibt es für die Messung der
Mismatches keinen eindeutig überlegenen In-
dikator. Die Auswahl der in diesem Bericht
verwendeten Indikatoren wird weitgehend
durch die Verfügbarkeit und Vergleichbarkeit
der Daten in den einzelnen Ländern sowie
die Aufschlüsselung nach Bildungsstand, Be-
rufssparten und Regionen bestimmt. Die Pro-
bleme hinsichtlich der Verfügbarkeit der Da-
ten, insbesondere über offene Stellen, wer-
den in Anhang 1 ausführlicher erläutert.

Beveridge-Kurven

Die Beveridge-Kurve ist das wichtigste In-
strument zur Beurteilung von Veränderungen
der Effizienz der Ausgleichsprozesse. Sie ist
formal definiert als der von all jenen Kombi-
nationen von Arbeitslosen- und Vakanzquo-
ten gebildete Pfad, bei denen die Arbeitslo-
sigkeit stabil bleibt, d. h. die Zugänge in die
Arbeitslosigkeit den Abgängen entsprechen.
Aufgrund der Ausgleichsprozesse am Arbeits-
markt ist die Arbeitslosigkeit umso niedriger,
je höher die Anzahl der offenen Stellen ist, da
sich hierdurch die Wahrscheinlichkeit erhöht,
eine Stelle zu finden. Bewegungen entlang der
Kurve (also gegenläufige Entwicklungen der
offenen Stellen und der Arbeitslosigkeit) sind
auf konjunkturelle Schwankungen zurückzu-
führen. Eine Verschiebung der Kurve nach
außen, bei der sich sowohl die Vakanzen als
auch die Arbeitslosigkeit erhöhen, könnte auf
eine Verschlechterung des Ausgleichsprozes-
ses aufgrund von strukturellen Faktoren wie
etwa verstärkten Verkrustungen am Arbeits-
markt hinweisen. Dies bedeutet, dass die Zahl
der offenen Stellen bei einer gegebenen Ar-
beitslosenquote höher ist als zuvor. Umge-
kehrt könnte eine Verschiebung der Kurve
nach innen auf eine erhöhte Effizienz der Aus-
gleichsprozesse hindeuten. Da es in der Pra-
xis nicht einfach sein dürfte, zwischen kon-
junkturbedingten Bewegungen entlang der Be-
veridge-Kurve und möglichen Verschiebungen

der Kurve zu unterscheiden, wird in diesem
Bericht versucht, die Entwicklungen bei den
Ausgleichsprozessen durch einen Vergleich
zwischen den letzten beiden konjunkturellen
Aufschwungsphasen, also Ende der Achtziger-
und Ende der Neunzigerjahre, aufzuzeigen.

Hierbei ist zu beachten, dass sich durch einen
Vergleich der Arbeitslosen- und der Vakanz-
quote unter Heranziehung der Beveridge-Kur-
ve die Veränderungen der Effizienz des Aus-
gleichsprozesses am Arbeitsmarkt nur sehr
indirekt messen lassen, da eine Verschiebung
der Kurve nach außen z. B. nicht unmittelbar
eine Verschlechterung der Matching-Prozes-
se bedeutet.41 Allgemeiner ausgedrückt bildet
die Kurve das Ergebnis des Arbeitsmarktge-
schehens anhand von Arbeitslosigkeit und of-
fenen Stellen ab. Darin spiegelt sich die Wech-
selwirkung zwischen Schocks und Schwankun-
gen im Grad der Anpassungsfähigkeit des
Arbeitsmarkts wider. Auch sollten empirische
Beveridge-Kurven mit einer gewissen Vor-
sicht interpretiert werden, da die Vakanzda-
ten, sofern sie überhaupt vorliegen, oft nicht
die Gesamtzahl der tatsächlichen offenen Stel-
len in einer Volkswirtschaft wiedergeben, wo-
durch die Analyse verzerrt werden kann. Für
Frankreich, Irland und Italien liegen keine An-
gaben zu offenen Stellen vor. Stattdessen wer-
den die Ergebnisse der Branchenumfrage der
Europäischen Kommission über den Arbeits-
kräftemangel im verarbeitenden Gewerbe he-
rangezogen (d. h. der Anteil der Unterneh-
men, bei denen der Mangel an Arbeitskräften
das größte Produktionshemmnis darstellt). Ein
Vergleich der herkömmlichen Beveridge-Kur-
ve auf der Basis der verfügbaren Vakanzdaten
und der Beveridge-Kurve, die auf Umfrageda-

41 Dennoch kann die Beveridge-Kurve als eine zusammenfassende
Darstellung des Arbeitsmarktergebnisses infolge von Zugängen
in die und Abgängen aus der Arbeitslosigkeit und offenen Stellen
bei gegebener Effizienz des Ausgleichsprozesses am Arbeits-
markt betrachtet werden. Ein Anstieg der Arbeitslosigkeit kann
auf Entlassungen und Kündigungen durch Arbeitnehmer zurück-
zuführen sein. Eine Zunahme der offenen Stellen kann durch
die Schaffung neuer Arbeitsstellen und durch das Ausscheiden
bisheriger Arbeitnehmer bedingt sein. Offene Stellen können mit
Arbeitslosen, bereits beschäftigten Arbeitnehmern oder Kräften,
die bislang nicht den Erwerbspersonen angehörten, besetzt wer-
den. Eine ausführliche Diskussion ist bei Bleakley und Fuhrer
(1997) sowie Petrolongo und Pissarides (2001) zu finden.



39EZB •  M i s m a t c h e s  a m  A r b e i t s m a r k t  d e r  L ä n d e r  d e s  E u r o - W ä h r u n g s g e b i e t s  •  März  2002

ten beruht, gelangt zu einer ähnlichen Beur-
teilung der Veränderungen der Ausgleichs-
prozesse.

Zur Bestätigung der aus der Beveridge-Kurve
abgeleiteten allgemeinen Einschätzung und zur
Bestimmung der Art des Mismatches (qualifi-
katorisch, berufsbezogen oder regional) wer-
den etwas spezifischere Indikatoren herange-
zogen. Sie geben Aufschluss über die Größen-
ordnung des Ungleichgewichts in den
einzelnen Ländern und die Veränderungen bei
den Ausgleichsprozessen. Um mögliche struk-
turelle Veränderungen hervorzuheben, wer-
den die Indikatoren bis 1990 zurückgerech-
net. Allerdings ist der Vergleich mit der vor-
angegangenen konjunkturellen Aufschwungs-
phase Ende der Achtziger- und Anfang der
Neunzigerjahre nicht immer möglich, da eine
Aufschlüsselung der Arbeitslosen und der Be-
schäftigten nach Berufssparte und Bildungs-
stand frühestens ab 1992 vorliegt.

Dauer der Arbeitslosigkeit und Laufzeit
offener Stellen

Anhaltspunkte für die Persistenz der Mismat-
ches lassen sich aus der Analyse der Dauer
der Arbeitslosigkeit und der Laufzeit der of-
fenen Stellen gewinnen.42 Erstens könnte ein
hoher Anteil an Kurzzeitarbeitslosigkeit und
Kurzzeitvakanzen (von weniger als sechs Mo-
naten) auf einen erheblichen friktional beding-
ten, vorübergehenden Mismatch zwischen Ar-
beitssuchenden und offenen Stellen hindeu-
ten. Zweitens könnte ein Rückgang des
Anteils der Langzeitarbeitslosigkeit bzw. ein
Anstieg des Anteils der Kurzzeitarbeitslosig-
keit auf eine rückläufige durchschnittliche
Dauer der Arbeitslosigkeit und damit auf ei-
nen (im Verhältnis zu den Veränderungen bei
der Laufzeit der offenen Stellen) verbesser-
ten Ausgleichsprozess schließen lassen.
Drittens könnte eine hohe Anzahl an Lang-
zeitarbeitslosen in einer konjunkturellen Auf-
schwungsphase erkennen lassen, dass viele
Arbeitssuchende aufgrund eines Verlustes an
Humankapital, verminderten Bemühungen um
eine Arbeitsstelle und Stigmaeffekten (z. B.
eines Hysterese-Effekts) dauerhaft vom

Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind und des-
halb zur Besetzung offener Stellen weniger
geeignet sind.

Die Varianz der relativen Arbeitslosenquo-
te nach Lipsey (1960) ergibt sich als

wobei ui die Arbeitslosenquote für die Grup-
pe i bezeichnet und u die Arbeitslosenquote
insgesamt. Ein höherer Wert deutet auf brei-
ter gestreute gruppenspezifische Arbeitslo-
senquoten und damit auf einen größeren Mis-
match hin. Unter bestimmten einschränken-
den theoretischen Annahmen hinsichtlich der
Krümmung der Preis- und Lohnfunktionen
und der Tatsache, dass das Lohnverhalten in
einem Wirtschaftszweig primär durch die Ar-
beitslosigkeit in diesem Sektor und nicht
durch diejenige in einer führenden Branche
bestimmt wird, ergibt ½ mu einen Schätz-
wert für den auf den Mismatch in einer gege-
benen Dimension zurückzuführenden (in log-
arithmischer Form dargestellten) Anteil an
der Gesamtarbeitslosigkeit.43 Um jedoch Dis-
kussionen über die empirische Relevanz die-
ser Annahmen zu vermeiden, wird der Indi-
kator mu in diesem Bericht nur als Mess-
größe für die Heterogenität des Arbeits-
markts in einer begrenzten Anzahl an Dimen-
sionen, in der Regel Bildungsstand, Beruf und
Region, verwendet. Qualifikatorische und be-
rufsbezogene Indikatoren sind besonders aus-
sagekräftig, da sie in den einzelnen Ländern
jeweils identisch aufgeschlüsselt werden. So
wird die Schulbildung z. B. einheitlich nach
Schulausbildung der Sekundarstufe I und nied-
riger, Schulausbildung der Sekundarstufe II
und Hochschulbildung unterteilt. Darüber hi-
naus sind die aus der Arbeitskräfteerhebung
oder der REGIO-Datenbank von Eurostat
stammenden Daten zur Arbeitslosigkeit stan-
dardisiert.

42 Angaben zu Laufzeiten von offenen Stellen liegen nur für Belgi-
en, Deutschland, die Niederlande, Österreich, Portugal und Finn-
land, d. h. gut 45 % der Erwerbspersonen im Euro-Währungsge-
biet, vor.

43 Eine Diskussion findet sich bei Layard, Nickell und Jackman
(1991), S. 307–317.
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